
Preis: € 4,90
In Kooperation mit

P.b
.b

.V
er

lag
sp

os
ta

m
t 1

22
0 

W
ien

 G
Z 

06
Z0

37
02

3 
W

Gute Karten vor Gericht
„Aufgrund mangelnder Sorg-
falt können Schadenersatz-
forderungen drohen“ S13   

Dr. Orlin Radinsky

Vorteile für KMU
„Die Änderungen ermöglichen
Mitarbeiter zu halten und Ar-
beitsplätze zu schaffen“ S7

Dr. Günter Steinlechner

Reformbedarf bei BGM
„In nur 20 Jahren wird jeder
vierte Österreicher über 65
Jahre alt sein“ S5   

Mag. (FH) Andrea Ofner 

Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen in Österreich beläuft sich vom 
1. bis 3. Quartal 2009 auf kumuliert 5.291 Fälle. Dies ergab eine Steigerung
um 10,1 Prozent gegenüber dem Vergleichszeitraum im Vorjahr. Insgesamt
waren 68,4 Prozent der Unternehmen von Kundeninsolvenzen betroffen.
Nach den Hauptgründen für Insolvenzen gefragt, gaben mehr als zwei Drittel der KMU dem
Kapitalmangel die Schuld am finanziellen Totalausfall vieler Unternehmen. Beinahe ebenso
viele machen Managementfehler für die wirtschaftliche Schieflage verantwortlich. Gut jeder
Zweite gibt die allgemeine Wirtschaftslage als wichtigen Grund für Insolvenzen an. „Auch im
kommenden Jahr werden die Insolvenzen steigen“, so Creditreform-Experte Helmut Rödl. S2
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Vorratsdatenspeicherung.
Grundfunktionen modernen
Zusammenlebens gefährdet. S4

10.000 Euro GmbH.
Senkung des Stammkapitals
startet mit 2010.        S4

Gesundheitsmanagement
Handlungsbedarf bei nachhal-
tigen betrieblichen Gesund-
heitsmaßnahmen.                    S5

Unternehmen Eisenbahn.
Verbesserte Rechte für Bahn-
reisende in der EU.              S6

Impressum. S5

Fiat-Money.
Autor Thomas Bachheimer:
Umkehrschub für die Umver-
teilung.         S10
Falsches Spiel mit National-
banken.         S11

Innovation.
Krise beschleunigt den Struk-
turwandel im HR.               S15
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Investment-Check.
China und Indien im Wirt-
schaftsvergleich. S8

EU-Wirtschaftssimulation.
Stopp den Finanzkrisen.        S8

Projekt E-Rechnung.
Strukturierte E-Rechnung bringt
Einsparungen für Versender
und Empfänger.                  S14
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INSOLVENZEN IN HEIMISCHEN UNTERNEHMEN UM 10 PROZENT GESTIEGEN.
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Vertrag von Lissabon.
Mehr Bürgerrechte und effi-
zientere Arbeitsmethoden. S3
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Lexpress bietet der Geschäftsführung des heimischen Mittelstandes aktuellste Wirtschaftsinformationen

ARBEITSMARKTPAKET II GESUNDHEITS-CHECK LEGAL COMPLIANCE
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ZITAT
„Der einzige Weg, um das
Verhalten der Politiker zu
ändern, ist, ihnen das Geld
wegzunehmen.“

Milton Friedman, amerik. Ökonom

KMU-INSOLVENZRADAR
Täglich aktuelle Insolvenzen
office@creditreform.co.at

Der kostenlose Insolvenzradar
www.creditreform.at

Insolvenzen.
Beunruhigende Umsatz- und
Ertragseinbrüche bei KMU,
Gewerbe stark betroffen.       S2

STEUERSPARTIPPS
Für Einnahmen-Ausgaben-Rechner:
� Steuersparen durch Verschieben von

Ausgaben und Einnahmen
� Freibetrag für investierte Gewinne:

noch heuer investieren
Für Bilanzierer:
� Nachversteuerung bei nicht 

entnommenen Gewinnen vermeiden
Für Kapitalgesellschaften:
� Gruppensteuerantrag bis 31.12.

an das Finanzamt schicken
Für Unternehmer:
� Investitionen – Halbjahresabschrei-

bung – vorzeitige Abschreibung
� Firmenbuch – Kostenlose Änderung 

nur noch bis Jahresende 
� Arbeitslosenversicherung für 

Selbstständige 
Für Kleinstunternehmer:
� GSVG-Befreiung beantragen
Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer
� Zukunftssicherung der Dienstnehmer

bis EUR 300,- steuerfrei

Elf Persönlichkeiten zu elf Themen.
Die aktuelle Management-, News- und
Personalitykolumne finden Sie auf
Seite 15. Sind Sie dabei?
E-Mail: r.brunner@lex-press.at

ROYAL Wirtschaftsprüfung &
Steuerberatung GmbH

Gudrunstraße 141, A-1100 Wien
Tel.: +43 1 602 51 51 - 0

Fax: +43 1 602 51 51 - 600
E-Mail: office@royal.co.at

www.royal.co.at

STEUERBERATUNG

www.avira.at
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WIRTSCHAFT

Trotz des zahlenmäßigen Überwiegens
der Klein- und Mittelunternehmen in der
Gesamtwirtschaft trat ihre mediale
Beachtung meist hinter die von Groß-
unternehmen und Konzernen zurück.
Primär in Bezug auf Management-,
Marketing-, und Personalfragen. Was in
Großorganisationen vor sich geht, schien
interessanter und leichter zugänglich zu
sein als die wenig formalisierte Welt der
KMU. Die Zeiten haben sich geändert.
Lexpress.
Die KMU-Zeitung.

www.lex-press.at

KMU – von keiner Insolvenz betroffen                                        30,7%

von 1 Insolvenz                                           18,9%

von 2 Insolvenzen                                 16,9%

von 3 Insolvenzen           10,6%

von mehr als 3 Insolvenzen                        22,0%

Betroffenheit mittelständischer
Unternehmen von
Kundeninsolvenzen in den

vergangenen zwölf Monaten

„Insolvenzen und Arbeitslosigkeit werden 
steigen“, so Creditreform-Ausichtsrat 
Prof. Dr. Helmut Rödl.

KMU
kämpfen
mit Kunden-
Insolvenzen

Quelle: Creditreform / Angaben in Prozent der Befragten
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Bei jedem dritten Mittelständler
sind im vergangenen halben Jahr
die Umsätze gesunken. Speziell im
Verarbeitenden Gewerbe und im
Dienstleistungsgewerbe leiden vie-
le der knapp 1.800 befragten Un-
ternehmen unter Umsatzrückgän-
gen.

Drittelgesellschaft in der
Umsatzentwicklung

Die Umsatzergebnisse für den
Mittelstand haben sich zwar merk-
lich verschlechtert, allerdings
konnte immerhin jedes dritte
Unternehmen (32,3 Prozent; Vor-
jahr: 39,5 Prozent) den Umsatz aus-
weiten. Ein weiteres Drittel des
Mittelstandes leidet unter Umsatz-
rückgängen (33,8 Prozent;Vorjahr:
19,3 Prozent).

Gut stellt sich die Umsatzlage mo-
mentan im Handel (39,0 Prozent
der Unternehmen haben ein Um-
satzplus) und im Bau (37,9 Pro-
zent) dar. Dagegen leiden der indus-
trielle Mittelstand (39,5 Prozent
der Befragten haben ein Umsatzmi-
nus) und das Dienstleistungs-
gewerbe (36,8 Prozent) verstärkt
unter der Wirtschaftskrise und ver-
zeichnen einen hohen Anteil an Ne-
gativmeldungen zur Umsatzlage.

Personalabbau auch im
Mittelstand – Bau ist der

Jobmotor

Der Bau hat sich in den zurücklie-
genden sechs Monaten als Job-
motor des Mittelstandes erwiesen:
41,1 Prozent der Bauunternehmen
(Vorjahr:29,9 Prozent) haben ihren
Personalbestand ausbauen kön-
nen. Über den gesamten Mittel-
stand hinweg hat knapp ein
Fünftel der Unternehmen (19,3
Prozent; Vorjahr: 30,6 Prozent) die
Mitarbeiterzahl aufgestockt. Knapp
ein Drittel (32,8 Prozent) musste
sich von Mitarbeitern trennen,
nachdem es im Jahr zuvor nur 14,7
Prozent waren.

Den stärksten Personalabbau gab
es im Dienstleistungssektor,wo fast
die Hälfte der befragten Unterneh-
men (46,0 Prozent) Entlassungen
vornahm. Im Verarbeitenden Ge-
werbe haben 35,5 Prozent der
Betriebe Personal abgebaut (Vor-
jahr: 16,8 Prozent).

Pessimistische Erwartungen

Bei ihren Umsatzerwartungen ha-
ben die Pessimisten unter den
Mittelständlern erstmals die Ober-
hand gewonnen:Drei von zehn Un-
ternehmen (30,1 Prozent; Vorjahr:

19,2 Prozent) rechnen für das kom-
mende halbe Jahr mit einem Um-
satzrückgang. Gleichzeitig ist der
Anteil der Optimisten, die ein Um-
satzplus erwarten, von 28,9 auf
18,2 Prozent zurückgegangen.

Auch die Ertragserwartungen im
Mittelstand haben merklich nach-
gegeben. Nur noch 17,5 Prozent
der Unternehmen sehen sich in
der Lage, mehr Gewinne zu erwirt-
schaften, nachdem es im Herbst
2008 noch 30,7 Prozent waren.
Ertragseinbußen befürchtet knapp
jeder Zweite (46,1 Prozent; Vor-
jahr: 26,6 Prozent).

Investitionsbereitschaft mit
Zehnjahrestief

Die schlechte Wirtschaftslage vie-
ler Betriebe schlägt auf die Einstel-
lungs- und Investitionsbereitschaft
des Mittelstandes durch. Nur noch
9,0 Prozent der Unternehmen pla-
nen für das kommende halbe Jahr
eine Personalaufstockung. Das sind
7,1 Prozentpunkte weniger als im
Vorjahr. 29,0 Prozent (Vorjahr: 17,7
Prozent) rechnen hingegen damit,
ihren Personalbestand verkleinern
zu müssen. Der Großteil der
Unternehmen (62,0 Prozent) will
die Mitarbeiterzahl konstant hal-
ten.

Die Bereitschaft der mittelständi-
schen Betriebe, Investitionen zu
tätigen, hat sich deutlich verrin-
gert. Gaben im vergangenen Jahr
55,1 Prozent der Unternehmen an,
innerhalb der kommenden sechs
Monate Investitionen tätigen zu
wollen, so sind es aktuell 48,7
Prozent.

Am investitionsfreudigsten zeigen
sich noch die Betriebe des
Verarbeitenden Gewerbes (51,2
Prozent;Vorjahr: 59,6 Prozent) und
des Dienstleistungssektors (50,7
Prozent; Vorjahr: 60,1 Prozent). In
beiden Wirtschaftsbereichen sind
aber merklich weniger Unterneh-
men zu Neuinvestitionen bereit als
im Herbst 2008. Einen nur gerin-
gen Rückgang der Investitionsnei-
gung – von 47,5 auf 44,6 Prozent –
verzeichnet der Handel.

10-Prozent-Anstieg
der Konkurse – 
Mittelstand von

Kundeninsolvenzen betroffen

Die Wirtschaftskrise fordert ihren
Tribut: Die Unternehmensinsol-
venzen sind in den ersten drei
Quartalen des laufenden Jahres um
gut 10 Prozent auf 5.291 Fälle
gestiegen (Vorjahr: 4.805). Diese
Negativentwicklung spüren auch

die mittelständischen Unterneh-
men: Sieben von zehn (68,4 Pro-
zent) waren in den letzten zwölf
Monaten von der Pleite mindestens
eines Kunden betroffen – 22 Pro-
zent davon mussten sogar zusehen,
wie mehr als drei Kunden in die
Insolvenz rutschten.

Schlechtere Noten als 2008 gibt es
auch für die Zahlungsmoral der
Kunden: 54,2 Prozent der Unter-
nehmen melden den Geldeingang
innerhalb von 30 Tagen nach
Rechnungsstellung. Das sind 4,4
Prozentpunkte weniger als im
Vorjahr. Jeder Siebte (15,0 Prozent)
musste sogar mehr als 60 Tage war-
ten, bis der Schuldner seinen Zah-
lungsverpflichtungen nachkam.Zu-
nehmend werden Leistungen gar
nicht mehr bezahlt: Jedes zehnte
Unternehmen (9,8 Prozent; Vor-
jahr: 8,1 Prozent) hat uneinbringli-
che Außenstände, die ein Prozent
des Gesamtumsatzes übersteigen.

Insolvenzen. Die aktuelle Wirtschaftsanalyse von Creditreform sieht beunruhigende Umsatz- und Ertragseinbrüche bei KMU.

Sinkende Umsätze in Österreichs Unternehmen – 
Gewerbliche Betriebe sind besonders betroffen

Herzstück der neuen Insolvenzord-
nung ist die Beseitigung des in der
Praxis fast ausgestorbenen Aus-
gleichsverfahrens und die Fokus-
sierung auf das bisherige zentrale
Sanierungselement: den Zwangs-
ausgleich, der im Zuge der Reform
umbenannt wird in „Sanierungs-
plan“.

Um das neue Sanierungsverfahren
mit Eigenverwaltung gegenüber
dem jetzigen Ausgleichsverfahren
attraktiver zu gestalten, soll die
hierfür erforderliche Mindestquote
von 40 auf 30 Prozent gesenkt wer-
den. Dh bietet ein Schuldner sei-
nen Gläubigern im Sanierungsfall
an, eine Quote von mindestens 30
Prozent zu bedienen, wird das Ver-
fahren vorbereitet und dem
Schuldner die Eigenverwaltung un-
ter Aufsicht eines Sanierungsver-

walters belassen. Im bisherigen
Zwangsausgleich, also dem künftig
neu umbenannten Sanierungplan,
beträgt die Quote 20 Prozent und
besteht Fremdverwaltung.

Von weiterer zentraler Bedeutung
sind einschränkende Kündigungs-
regelungen die Vertragspartner be-
treffend. Um zu verhindern, dass
Vertragspartner aus Anlass einer
Konkurseröffnung beispielsweise
Verträge über wiederkehrende
Leistungen mit dem zu sanieren-
den Unternehmen kürzen, soll das
ordentliche Kündigungsrecht und
das Rücktrittsrecht der Geschäfts-
partner wegen Verzugs des
Schuldners vor Verfahrenseröff-
nung ausgeschlossen werden. Eine
umstrittene Maßnahme, die bei
betroffenen Unternehmen nur auf
wenig Verständnis treffen wird.

Neu ist auch, dass die Annahme ei-
nes Sanierungsplanes von Gläubi-
gerseite vereinfacht werden soll: So
soll ein Sanierungsplan bereits
dann angenommen sein, wenn die
für ihn stimmende Mehrheit der
anwesenden Gläubiger über eine
einfache Mehrheit der Forderun-
gen verfügt. Bisher war eine Drei-
viertelmehrheit bei der Kapital-
mehrheit vorgesehen. Damit wird
der Einfluss von Großgläubigern,
wie etwa Sozialversicherungsträ-
ger, stark eingeschränkt.

Creditreform hat schon seit 2005
eine Reform des Insolvenzrechtes
gefordert: Sanierungsfähige Unter-
nehmen sollen – auch aus volks-
wirtschaftlichen Überlegungen her-
aus – eine 2. Chance erhalten und
nicht zerschlagen werden. Anzu-
merken ist aber, dass bei prinzipiel-

ler Begrüßung des Sanierungsge-
dankens und der Vereinfachung
der Verfahren durch nur mehr eine
geltende Insolvenzordnung der
vorliegende Ministerialentwurf von
der (unbesicherten) Gläubiger-
schaft durch die Verwässerung und
Beeinträchtigung einiger Gläubi-
gerrechte (vor allem im Anfech-
tungsrecht) eine doch beachtliche
Vorleistung im Vertrauen auf die
Sanierungsfähigkeit des Schuld-
ners abverlangt.Allein die Tatsache,
dass positive Anreize zur vorzeiti-
gen Insolvenzanmeldung bzw
Beantragung des Sanierungsver-
fahrens (Eigenverwaltung, Be-
standsfestigkeit von Verträgen uä)
geschaffen werden,werden die bis-
her mangels Masse abgewiesenen
Konkursanträge nach Ansicht von
Creditreform nicht nachhaltig zu-
rückdrängen. Autor: Creditreform

Anfang nächsten Jahres soll die neue Insolvenzordnung (InsO) in Kraft treten. Ziel der Reform sei es, Erleichterung der 
Unternehmensfortführung in Verbindung mit der Schaffung einer erneuerten, übersichtlichen Verfahrensstruktur zu erreichen.

Neues Insolvenzrecht mit 2010
Autor: Rudolf Köck
Broschüre, Mai 2009
Preis € 19,10 (inkl. 10% USt)

Bestellung über die Service-GmbH der 
Wirtschaftskammer Österreich:
T 05 90 900 5050
F 05 90 900 236
E service@wko.at
http://webshop.wko.at

DAS ABC DER UNTER-
NEHMENSSICHERUNG

UND -SANIERUNG

LITERATURTIPP:

Überleben in schwierigen Zeiten

Das vorliegende Buch soll in leicht ver-
ständlicher Weise einen Einblick in die
Welt der Sanierung und Krisenbewälti-
gung ermöglichen, um jeder unternehme-
risch denkenden und handelnden Person
wie Unternehmer/Innen, Geschäftsfüh-
rer/Innen oder leitende Angestellte be-
triebswirtschaftliche Notwendigkeiten und
Erfordernisse näher zu bringen.

UMSATZENTWICKLUNG GESCHÄFTSENTWICKLUNG

Die Einschätzungen zur Geschäftslage sind im Vergleich zu 2008 stark eingebrochen. Lediglich 37,4 Prozent der befragten Unternehmen bewerteten ihre Geschäftslage
mit den Noten gut oder sehr gut. Gleichzeitig ist der Anteil der Unternehmen, die von einer schlechten Geschäftslage berichten, von 8,0 auf 17,2 Prozent gestiegen.
Der Saldo aus positiven und negativen Bewertungen rutscht daraufhin um gut 30 Zähler auf plus 20,2 Saldenpunkte. Dieser Wert markiert ein neues Zehnjahrestief.

Creditreform Wirtschaftsauskunftei
Kubicki KG

Muthgasse 36-40 (BT 4), A-1190 Wien
Tel. +43-(0)1-218 62 20 - 0

E-Mail: creditreform@wien.creditreform.at
www.creditreform.at

KONTAKT



Der Vertrag von Lissabon ersetzt die
bestehenden Verträge nicht – er ändert
sie lediglich ab und sieht Folgendes vor:

1. EIN DEMOKRATISCHERES UND 
TRANSPARENTERES EUROPA

� Stärkeres Europäisches Parlament:
Die Kompetenzen des direkt gewählten
Europäischen Parlaments in Bezug auf
die Gesetzgebung, den Haushalt und
internationale Übereinkommen werden
erweitert. Zwischen dem Europäischen
Parlament und dem Rat besteht bei ei-
nem erheblichen Teil der EU-Rechtsvor-
schriften Gleichberechtigung.
� Stärkere Einbeziehung der nationa-
len Parlamente: Es wird noch mehr dar-
auf geachtet, dass die Europäische Union
nur dann tätig wird, wenn auf Ebene der
EU bessere Ergebnisse erzielt werden
können. Die Einhaltung dieses „Subsi-
diaritätsprinzips“ wird mit Hilfe einer neu
geschaffenen Regelung verstärkt kontrol-
liert. Dies sorgt für einen Zuwachs an
Demokratie und Legitimität in der
Funktionsweise der EU.
� Stärkeres Mitspracherecht der Bür-
ger: Dank der Bürgerinitiative haben eine
Million Bürger aus verschiedenen Mit-
gliedstaaten die Möglichkeit, die Kom-
mission aufzufordern, neue politische
Vorschläge zu unterbreiten.
� Wer macht was: Mit der eindeutigen
Zuordnung der Zuständigkeiten wird die
Beziehung zwischen den Mitgliedstaaten
und der EU klarer.

� Freiwilliger Austritt aus der Union:
Der Vertrag von Lissabon sieht erstmals
die Möglichkeit zum Austritt eines Mit-
gliedstaates aus der Union vor.

2. EFFIZIENTE UND MODERNE 
ARBEITSMETHODEN

� Schnelle und effiziente Entschei-
dungsfindung: Die Beschlussfassung mit
qualifizierter Mehrheit im Rat wird auf
neue Politikbereiche ausgedehnt. Ab
2014 wird die qualifizierte Mehrheit nach
der doppelten Mehrheit von Mitglied-
staaten und Bevölkerung berechnet und
ist damit Ausdruck der doppelten Legiti-
mität der Europäischen Union.

Eine doppelte Mehrheit ist dann erreicht,
wenn 55% der Mitgliedstaaten, die ge-
meinsam mindestens 65% der europäi-
schen Bevölkerung auf sich vereinen, zu-
stimmen.
� Stabilere und schlankere Instituti-
onen: Auf der Grundlage des Vertrags von
Lissabon wird erstmals ein Präsident des
Europäischen Rates gewählt. Seine Amts-
zeit beträgt zweieinhalb Jahre. Die Ergeb-
nisse der Wahlen zum Europäischen Par-
lament werden sich direkt auf die Wahl
des Kommissionspräsidenten auswirken.
Außerdem enthält der Vertrag neue
Bestimmungen für die künftige
Zusammensetzung des Europäischen
Parlaments sowie klarere Regeln für die
engere Zusammenarbeit und die
Finanzvorschriften.
� Verbesserung der Lebensbedingun-
gen: Der Vertrag von Lissabon verbessert
die Handlungsfähigkeit der EU in politi-
schen Bereichen, die für die heutige EU
und ihre Bürger Priorität haben. Dies gilt
insbesondere für die Bereiche Freiheit,
Sicherheit und Recht und vor allem für
die Terrorismus- und Verbrechensbe-
kämpfung.

In geringerem Maße gilt dies auch für
Bereiche wie Energiepolitik, öffentliche
Gesundheit, Zivilschutz, Klimawandel,
Dienstleistungen von allgemeinem In-
teresse, Forschung, Raumfahrt, räum-
licher Zusammenhalt, Handelspolitik,
humanitäre Hilfe, Sport, Tourismus und
administrative Zusammenarbeit.

3. RECHTE UND WERTE, FREIHEIT,
SOLIDARITÄT UND SICHERHEIT

� Demokratische Werte: Der Vertrag
von Lissabon nennt und bekräftigt die
Werte und Ziele, auf denen die Europä-
ische Union aufbaut. Diese Ziele dienen
als Richtschnur für die europäischen
Bürger und zeigen darüber hinaus, was
Europa seinen internationalen Partnern
anbieten kann.
� Bürgerrechte und Charta der Grund-
rechte: Der Vertrag von Lissabon baut auf
bestehenden Rechten auf und führt neue
Rechte ein. Insbesondere garantiert er
die Freiheiten und Grundsätze, die in der
Charta der Grundrechte verankert sind,
und verleiht den Bestimmungen der
Charta Rechtsverbindlichkeit. Der Vertrag
betrifft politische, wirtschaftliche, soziale
Rechte und Bürgerrechte.
� Freiheiten der europäischen Bürger:
Der Vertrag von Lissabon garantiert und
stärkt die „vier Grundfreiheiten“ sowie die
politische, wirtschaftliche und soziale
Freiheit der europäischen Bürger.
� Solidarität zwischen Mitgliedstaa-
ten: Der Vertrag sieht vor, dass die EU
und ihre Mitgliedstaaten gemeinsam und
solidarisch handeln, wenn ein Mitglied-
staat Opfer eines terroristischen An-
schlags oder einer Naturkatastrophe bzw
einer vom Menschen verursachten
Katastrophe wird. Dasselbe gilt im Falle
von Problemen im Energiebereich.
� Mehr Sicherheit für alle: Die EU
erhält mehr Kompetenzen in den
Bereichen Freiheit, Sicherheit und Recht,

wodurch ihre Fähigkeit zur Verbrechens-
und Terrorismusbekämpfung erheblich
gestärkt wird. Neue Bestimmungen zum
Zivilschutz, zur humanitären Hilfe und zur
öffentlichen Gesundheit zielen ebenfalls
darauf ab, die EU im Falle von Anschlägen
auf die Sicherheit europäischer Bürger
noch handlungsfähiger zu machen.

4. EUROPA ALS GLOBAL PLAYER
Dies wird durch eine Zusammenfassung
aller außenpolitischen Instrumente der
EU sowohl bei der Entwicklung neuer
Strategien als auch bei der Entschei-
dungsfindung erreicht.
� Ein neuer Hoher Vertreter der EU für
die Außen- und Sicherheitspolitik, gleich-
zeitig Vizepräsident der Europäischen
Kommission, erhöht den Einfluss, die
Stimmigkeit und die Wahrnehmbarkeit
der Außenpolitik der EU.
� Ein neuer Europäischer Auswärtiger
Dienst unterstützt den Hohen Vertreter in
seiner Arbeit.
� Die EU erhält Rechtspersönlichkeit
und vergrößert dadurch ihre Verhand-
lungsmacht, so dass sie auf internationa-
ler Ebene effizienter auftreten kann und
für Drittländer und internationale Organi-
sationen als Partner greifbarer wird.
� Durch Fortschritte in der Europäischen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik wird
es zwar weiterhin besondere Beschluss-
fassungsregeln geben, doch wird gleich-
zeitig der Weg geebnet für eine verstärkte
Zusammenarbeit zwischen kleineren
Gruppen von Mitgliedstaaten.

ÄNDERUNGEN BEZÜGLICH DER ORGANISATION UND DER ZUSTÄNDIGKEITEN DES GERICHTSHOFS DER EUROPÄISCHEN UNION 

Der Vertrag von Lissabon, den die 27 Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Europäischen Union am 13. Dezember 2007 unterzeichnet haben,
ist am 1. Dezember 2009 in Kraft getreten. Mit ihm werden die beiden grundlegenden Verträge geändert, nämlich der Vertrag über die Europäische Union (EUV)

und der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, der nunmehr „Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union“ (AEUV) heißt.
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Vertrag von Lissabon: Mehr Rechte und Effizienz

WIFI MANAGEMENT FORUM
Währinger Gürtel 97, 1180 Wien HTTP://www.wifi .at/managementforum

TELEFON +43 (1) 476 77-5232 FAX +43 (1) 476 77-5239 eMAIL managementforum@wifi wien.at

Kurzlehrgang „Recht 
für Führungskräfte“
18. bis 20. März 2010
Kompakter Überblick über alle relevanten Rechtsgebiete 

im Unternehmen

 Arbeitsrecht 

 Sozialversicherungsrecht

 UGB

 Gesellschaftsrecht

 Haftungsvermeidung

 Geschäftsführer und § 9 VStG

 D&O-Versicherung
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JETZT BESTELLEN!

� Halbjahresabschreibung: Erfolgt
die tatsächliche Nutzung eines Wirt-
schaftsgutes noch vor dem Jahres-
ende, steht die Halbjahres-AfA zu.

� Vorzeitige Abschreibung für Inves-
titionen 2009 und 2010: Bei Investi-
tionen in Anlagegüter kann in den
Jahren 2009 und 2010 eine vorzei-
tige Abschreibung von 30% der
Anschaffungs- bzw Herstellungs-
kosten geltend gemacht werden.
Diese schnellere Abschreibung ist
vom Anschaffungszeitpunkt abhän-
gig (nicht vom Zeitpunkt der
Inbetriebnahme) und beinhaltet
auch die Normalabschreibung für
das erste Wirtschaftsjahr. Die Be-
günstigung erstreckt sich auf ab-
nutzbare körperliche Anlagegüter,
nicht aber zB auf Gebäudeinvesti-
tionen,PKW,GWG oder gebrauchte
Wirtschaftgüter.

� Geringwertige Wirtschaftsgüter:
Wirtschaftgüter mit Anschaffungs-
kosten bis EUR 400,- können im
Jahr der Anschaffung sofort abge-
setzt werden.

� Steuersparen durch Vorziehen von
Aufwendungen und Verschieben von
Erträgen bei Bilanzierern bzw
durch Vorziehen von Ausgaben und
Verschieben von Einnahmen bei
Einnahmen-Ausgaben-Rechnern

� Steuerbegünstigung für nicht ent-
nommene Gewinne: Die begünstigte
Besteuerung nicht entnommener
Gewinne von Einzelunternehmen
und Personengesellschaften bis zu
einem Höchstbetrag von EUR
100.000,- pro Jahr und Betrieb

(bzw Person) kann 2009 letztmalig
in Anspruch genommen werden. In
diesem Fall ist der Beobachtungs-
zeitraum bis Ende 2016 weiter zu
beachten. Diese Begünstigung wird
ab der Veranlagung 2010 durch den
Gewinnfreibetrag ersetzt.

Entnahmen dürfen nur bis zur
Höhe des Gewinnes 2009 getätigt
werden, um eine Nachversteue-
rung der Begünstigung aus Vorjah-
ren zu vermeiden. Sollten Sie heuer
bereits mehr als den prognostizier-
ten Jahresgewinn 2009 entnom-
men haben, können die Mehrent-
nahmen bis zum Bilanzstichtag
durch Einlagen kompensiert wer-
den. Dabei ist aber zu berücksichti-
gen, dass das Finanzamt nur be-
triebsnotwendige Einlagen aner-
kennt, wie zB Einlagen zur Bezah-
lung von Betriebsschulden. Alter-
nativ besteht die Möglichkeit der
Nachversteuerung der Beträge aus
der Inanspruchnahme der Begüns-
tigung der Jahre bis 2008 im Jahr
2009 mit dem Steuersatz von 10%.
Dadurch entfällt in den Folgejahren
der siebenjährige Beobachtungs-
zeitraum mit der Beschränkung bei
den Entnahmen.

� Freibetrag für investierte Gewinne:
Einnahmen-Ausgaben-Rechner kön-
nen bis zu 10% ihres Gewinnes,
maximal EUR 100.000,- pro Jahr,
einkommensteuerfrei stellen, wenn
in diesem Ausmaß im betreffenden
Jahr investiert wird.Als begünstigte
Investitionen kommen neue ab-
nutzbare körperliche Anlagegüter
mit einer Nutzungsdauer von min-
destens vier Jahren oder bestimmte

Wertpapiere in Frage, die vier Jahre
im Betriebsvermögen gehalten wer-
den müssen. Diese Begünstigung
wird ab der Veranlagung 2010 durch
den Gewinnfreibetrag ersetzt.

� Forschungsfreibeträge oder For-
schungsprämie: Für Forschung und
experimentelle Entwicklung gibt es
einen Forschungsfreibetrag in
Höhe von 25% oder alternativ eine
Forschungsprämie in Höhe von 8%
der in diesem Bereich getätigten
Ausgaben.

� Bildungsfreibetrag oder Bildungs-
prämie: Neben den für Ihre Mitar-
beiter tatsächlichen aufgewende-
ten Aus- und Fortbildungskosten
kann ein Bildungsfreibetrag in
Höhe von maximal 20% der ange-
fallenen Aufwendungen als fiktive
Betriebsausgabe geltend gemacht
werden.

� Rechnungslegungsvorschriften § 189
UGB iVm § 5 EstG: Bei Überschreiten
eines Jahresumsatzes von EUR
400.000,- (2x überschreiten + „Puf-
ferjahr“) oder eines Jahresumsatzes
von EUR 600.000,- (1x überschrei-
ten) muss auf eine Doppelte
Buchhaltung umgestellt werden.Ab
2010 wird die Buchführungsgrenze
voraussichtlich auf EUR 700.000,-
erhöht.

� Verlustvorträge von Einnahmen-
Ausgaben-Rechnern: Seit 1.1.2007
können Einnahmen-Ausgaben-Rech-
ner die Verluste der letzten drei Ka-
lenderjahre als Verlustabzug (unter
Beachtung der 75%igen Vortrags-
grenze) abziehen. www. wko.at

Steuertipps zum Jahreswechsel

Jose Manuel Barroso – 
Präsident der Eoropäischen Kommission
begrüßte das Inkrafttreten: „Der Vertrag 
von Lissabon rückt die Bürger in den
Mittelpunkt des europäischen Projekts.“ 
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Telekommunikation. Doris Bures möchte mit einer Novelle des Telekom-Gesetzes (TKG2003) die Vorratsdatenspeicherung einführen.

ARGE DATEN sieht in Vorratsdatenspeicherung
den Beginn präventivstaatlicher Maßnahmen

Unter „Vorratsdatenspeicherung“ ist
die Speicherung von Telekommuni-
kationsdaten für Zwecke der Straf-
verfolgung zu verstehen. Dabei wer-
den Telekommunikationsanbieter
verpflichtet, ausgewählte Verkehrs-
daten ihrer Kunden, Standortdaten
und eindeutige Geräteidentifikatio-
nen für einen bestimmten Zeitraum
zu speichern (Mindestspeicher-
frist), damit Polizei und Nachrich-
tendienste darauf zugreifen kön-
nen. Nach der Anfang 2009 vom
EuGH abgewiesenen Klage Irlands
gegen die EG-Richtlinie 2006/24/
EG, soll nun auch in Österreich ein
datenschutz- und menschenrecht-
lich „ordentliches“ Gesetz geschaf-
fen werden.

Gefährdete Grundfunktionen
modernen Zusammenlebens

ARGE DATEN kann allerdings kein
Szenario erkennen, das einen prä-
ventiven Generalverdacht von un-
bescholtenen Bürgern mit den
Grundsätzen der UN-Charta für
Menschenrechte oder der europäi-
schen Menschenrechtskonvention
vereinbar macht.

Hans G. Zeger von ARGE DATEN:
„Tatsächlich ist das Recht unbeob-
achtet sein Leben zu gestalten,wirt-

schaftlich tätig zu sein, seine
Meinung zu äußern und neue Ideen
zu entwicklen, nicht bloß ein relati-
vierbares Menschenrecht, sondern
notwendige Voraussetzung einer
entwickelten Gesellschaft. Unsere
Gesellschaft ist darauf angewiesen
durch Versuche, Irrtum und Fehler
zu neuen Erkenntnissen, neuen
Entwicklungen und neuen Produk-
ten zu kommen. Stehen alle Men-
schen unter Kontrolle, müssen sie
fürchten, dass neue, unausgegorene
Ideen missverstanden werden, dass
ihr Verhalten als verdächtig einge-
stuft wird, werden sie sich zu ange-
passtem Verhalten entscheiden, der
Mut zu Innovationen wird ver-
schwinden.“

Zwangsläufige Ausdehnung der
Präventivüberwachung

ARGE DATEN erläutert dazu: Wird
der Weg des Generalverdachts und
der Präventivüberwachung einmal
beschritten, muss er zwangsläufig
immer weiter gegangen werden. Es
wäre unlogisch und gegenüber
anderen Verbrechensopfern unfair,
wenn beispielsweise die Aufklärung
von Straftaten davon abhängen
würde, ob Daten aus einer Liste
eine Stunde länger oder kürzer zur
Verfügung stehen.Wer auf Verdacht
Datenbestände nach Auffälligkeiten
durchforstet, wird vor dem Pro-
blem stehen, Auffälligkeiten und
unplausibles Verhalten nicht prä-
ventiv feststellen zu können. Erst
nach einer Tat kann ein bestimmtes
Reise- oder Telefonierverhalten ei-
nen möglichen Täterhinweis ge-
ben. Längere Aufzeichnungen lassen
darüber hinaus ebenfalls bessere

Rückschlüsse auf Täterneigungen
zu. Jedes Verhalten eines Bürgers
kann verdächtig sein und auf krimi-
nelle Vorhaben hindeuten, egal ob
es sein Reiseverhalten ist, seine
Finanzgebarungen, was er anzieht
oder was er konsumiert. Wer zu
Präventivüberwachung von Tele-
fonie und Internet ja sagt, muss
auch zur Präventivüberwachung
des Reiseverhaltens, des Straßen-
verkehrs,von Geldabhebungen und
Finanztransaktionen, des Einkaufs-
verhaltens und jeder Art sozialer
Kontakte ja sagen.

Auch die zentrale Speicherung all
dieser Daten, wie sie in
Großbritannien angestrebt und in
Deutschland diskutiert wird, ist
zwangsläufige Konsequenz dieser
Logik. Nur auf diese Weise sind die
Daten rasch genug für Analysen zur
Hand.

Vom Überwachungsstaat zum
Präventivstaat

Bisher waren gelistete und verwal-
tete Evidenzen an bestimmte Auf-
gaben und Zwecke gebunden, für
die Gesundheitsvorsorge, zur Steu-
ereintreibung oder zur Dokumen-
tation eines Familienstandes. Die
neuen Vorratsdatensammlungen
stellen jedoch Bürger präventiv
unter Generalverdacht. Erstmals
seit Ende des DDR-Regimes wird in
Europa die vorbeugende Daten-
sammlung aller Bürger zu aus-
schließlich sicherheitspolitischen
Zwecken installiert. Damit verlas-
sen europäische Staaten die Grund-
sätze der Rechtsstaatlichkeit.

Wesentlicher Teil dieser Rechtstaat-
lichkeit ist die Unschuldsver-
mutung und die Garantie solange
unbeobachtet von polizeilicher
Überwachung leben zu können, so-
lange kein unmittelbarer Verdacht
eines persönlichen kriminellen
Fehlverhaltens besteht. Die Vorrats-
datenspeicherung kehrt die Un-
schuldsvermutung um. Jeder Bür-
ger muss in Zukunft rechnen, dass
sein Internet- oder Telefonierver-
halten ein verdächtiges Muster hat

und er wird beweisen müssen, dass
er zu Unrecht beschuldigt wird.

Die Wahl der Rechtsform GmbH ist
leicht rückgängig. Entfielen im
ersten Halbjahr 2008 noch 11,8
Prozent aller Gründungen auf die
GmbH, so waren es im Vergleichs-
zeitraum 2009 nur mehr 10,6 Pro-
zent.

In Großbritannien und Deutsch-
land gibt es mit der britischen
Limited (Ltd.) sowie der deutschen
Unternehmergesellschaft bereits
Gesellschaftsrechtsformen die mit
praktisch keinem Mindeststamm-
kapital gegründet werden können.
Während in Großbritannien be-
reits mehr als 2 Millionen Unter-
nehmen als Ltd. tätig sind, wurden
in Deutschland innerhalb des ers-
ten Jahres bereits 19.000 Unter-
nehmergesellschaften gegründet.

Für Österreich gilt aber, dass eine
„entsprechende Seriositätsschwel-

le“ eingehalten wird, die mit dem
Mindeststammkapital in Höhe von
10.000 Euro gegeben ist, unter-
streicht WKÖ-Präsident Christoph
Leitl. Gleichzeitig sind Maßnahmen
zum Gläubigerschutz in Form von
Rücklagenbildung bzw Verschär-
fungen im Insolvenzrecht bei Miss-
brauchsfällen in Überlegung.

Zu den Veröffentlichungspflichten
in der Wiener Zeitung forderte der
WKÖ-Präsident „eine Abschaffung
dieser papierenen Pflichten“. In
Deutschland sind entsprechende
Veröffentlichungspflichten seit
1.1.2009 abgeschafft, mit
1.10.2009 traten sogar Kostensen-
kungen für die elektronische Ver-
öffentlichung in Kraft. „Wenn wir
es mit einer Verwaltungskostenre-
duktion ab 2010 ernst meinen, soll-
te die Abschaffung dieser Verpflich-
tung Priorität haben“, so Leitl an

die Adresse von Bundeskanzler
Werner Faymann. Dies kann im
Rahmen eines Stufenplans gesche-
hen, der in einem ersten Schritt
den Entfall der Kosten für Gründer
ab 1.1.2010 vorsieht. In einem
zweiten und dritten Schritt könnte
dann der Entfall der Kosten für
KMU und jener für inhaltlose
Dinge (zB Tag der Einreichung der
Bilanz) erfolgen.

Das Stammkapital bei diesen
neuen GmbHs ist in bar aufzubrin-
gen und bereits bei der Gründung
zur Gänze einzuzahlen. Somit
bleibt Gründern aber nur eine
Ersparnis von 7.500 Euro. (Bislang
war die Hälfte der 35.000 Euro zur
Einzahlung erforderlich, also
17.500 Euro.) In Deutschland be-
laufen sich die Gründungskosten
für die Mini-GmbH auf lediglich
einen Euro.

GmbH-Reform. Senkung des Stammkapitals bei der GmbH-Gründung.

10.000 Euro GmbH 
startet mit 2010
Kernpunkt der GmbH-Reform ist die Absenkung des gesetzlichen Mindeststammkapitals von
35.000 Euro auf 10.000 Euro. Mittelfristig sollte auch sowohl die Notariatsaktspflicht für die
GmbH-Gründung als auch die Veröffentlichungspflicht in der Wiener Zeitung abgeschafft wer-
den, so Markus Gwiggner, Landesvorsitzender der JW Tirol.

Autor: Klaus Vögl
Broschüre, September 2009, 273 Seiten
Preis € 22,- (inkl. 10% USt)
Nichtmitgliederpreis: € 28,-

Bestellung über die Service-GmbH der 
Wirtschaftskammer Österreich:
T 05 90 900 5050
F 05 90 900 236
E service@wko.at
http://webshop.wko.at

RECHTSTIPPS FÜR
KLEINBETRIEBE

LITERATURTIPP:

350 Tipps und Tricks für
Kleinunternehmer – Ausnahmen,

Befreiungen, Bagatellgrenzen

Die Broschüre bietet eine Übersicht und
Zusammenfassung von Erleichterungen,
Ausnahmen, Bagatellregelungen, Befrei-
ungen und Begrenzungen für Kleinunter-
nehmen: Randbereiche des Arbeits- und
Werkvertragsrechtes mit Auswirkungen im
steuerlichen, gewerberechtlichen und
sozialversicherungsrechtlichen Bereich.

FAXRECHNUNGEN BIS ENDE 2011 MÖGLICH

Auch bei Rechnungen, die per Telefax
oder E-Mail übermittelt werden, han-
delt es sich um elektronisch über-
mittelte Rechnungen. Elektronisch
übermittelte Rechnungen gelten nur als
Rechnungen, wenn sie mit einer fortge-
schrittenen Signatur versehen sind
oder im Rahmen des EDI-Verfahrens

übermittelt werden. Bis zum Ende des
Jahres 2011 können Rechnungen
weiterhin mittels Fernkopierer (Telefax)
übermittelt werden.

(Rz. 1564 UStR 2000 i.d.F. UStR-
Wartungserlass vom 10.11.2009,
BMF-010219/0277-VI/4/2009)

TAXFLASH

RICHTLINIE
Alle so genannten Verkehrsdaten (Ver-
kehrsdaten sind Daten, die bei der Er-
bringung eines Telekommunikations-
dienstes erhoben, verarbeitet oder ge-
nutzt werden, wie zB Telefon-/Faxnum-
mern, IP-Adressen, Datum, Uhrzeit, Dau-
er der Verbindung, Datenmenge) inkl
der anfallenden Standortdaten, sind für
einen Zeitraum von mindestens 6 und
höchstens 24 Monaten ohne konkreten
Anlass vorzuhalten.

Stellungnahmen zu dem Entwurf kön-
nen unter Hinweis auf die Geschäfts-
zahl BMVIT-630.333/0001-III/PT2/
2009 bis zum 15. Jänner 2010 an das
BMVIT, Sektion III, Abteilung PT 2,
Ghegastraße 1, 1030 Wien, oder als 
E-Mail an jd@bmvit.gv.at gerichtet 
werden.

Nachdem der EuGH auf eine Klage hin klargestellt hat, dass die Richtlinie rechtmäßig erlassen wurde, hat sich auch Österreich daran gemacht, sie umzusetzen.
Seit 20. November liegt der Begutachtungsentwurf der TKG-Novelle vor. Die Begutachtungsfrist endet am 15. Jänner 2010 – bis dahin kann jedermann dazu
Stellung nehmen. Die EU-Mitgliedsstaaten waren aufgerufen, die EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung bis zum 15. März 2009 umzusetzen.

ARGE DATEN – Österreichische
Gesellschaft für Datenschutz

Redtenbacherg. 20, A-1160 Wien 
www.argedaten.at

KONTAKT

Dr. Hans G. Zeger – Obmann der 
ARGE DATEN und Geschäftsführer der 
e-commerce monitoring GmbH
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Förderungen

Der Klima- und Energiefonds (KLI:EN)
fördert mit 1. Dezember Energieeffi-
zienzberatungen in österreichischen
KMU. Die Unternehmen sind eingela-
den den KMU-Energieeffizienzscheck
für Erst- und Umsetzungsberatungen
für den Bereich ihrer Energieeffizienz
in Anspruch zu nehmen. Die Beratun-
gen selbst werden von qualifizierten
Energieberatern und -beraterinnen
durchgeführt und mit max EUR 675 je
Beratung gefördert, ein Selbstbehalt
von max EUR 75 ist vom jeweiligen
Betrieb zu bezahlen.

Diese Förderaktion ist mit insgesamt
EUR 1,75 Mio dotiert und vorerst auf
ein Jahr begrenzt. Um die österreichi-
schen Klein- und Mittelbetriebe best-
möglich zu unterstützen führt der
Klima- und Energiefonds die KMU-
Initiative mit starker Mitwirkung der
WKÖ und des Energieinstituts der
Wirtschaft durch.

Online-Antrag für KMU-Energieeffi-
zienzscheck:
http://www.kmu-scheck.at/

Förderaktion für KMU-
Energieeffizienzberatung:

1,75 Millionen Euro 
für Betriebe
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In nur 20 Jahren wird jeder vierte Österreicher über 65 Jahre alt sein. Für Unternehmen bedeutet dies, dass nachhaltiges betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM)
immer wichtiger wird, um die Leistungsfähigkeit einer immer älter werdenden Belegschaft zu erhalten. Restriktive Förderrichtlinien und die ausschließliche Förderung
von Projektkosten würde viele Unternehmen in Österreich davon abschrecken, nachhaltige Projekte zu initiieren, so das Consultingunternehmen Mercer.

Das international tätige Consulting-
unternehmen Mercer hat in Öster-
reich eine Studie zum Thema Be-
triebliches Gesundheitsmanage-
ment (BGM) bei 482 Unternehmen
durchgeführt. Die Antworten von
129 Unternehmen wurden in die
Auswertung aufgenommen. Ergeb-
nis ist einerseits, dass nachhaltiges
betriebliches Gesundheitsmanage-
ment in Österreich – anders als in
anderen Ländern – bis dato meist
nur sporadisch in punktuellen
Maßnahmen angeboten wird. Den
Grund dafür sehen die Experten
vor allem im bürokratischen För-
dersystem, das viele Unternehmen
abschreckt, in nachhaltige BGM-
Konzepte zu investieren. Effiziente
Förderprogramme und Steuervor-
teile für Unternehmen seien daher
dringend nötig, um BGM flächen-
deckend in Österreich populär zu
machen.

Eine europaweite Studie, an der
sich Personalverantwortliche von
842 Unternehmen verschiedener
Größen und Branchen aus 24
Ländern beteiligt haben, entstand
aus der Tatsache, dass Unterneh-
men heute vor der Pflicht stehen,
einen Beitrag zur Gesundheitsvor-
sorge zu leisten, um Fachkräfte zu
halten oder zu gewinnen.

Um die Situation in Österreich
näher zu beleuchten, wurde in den
letzten Monaten eine eigenständi-
ge Studie durchgeführt. Befra-
gungsergebnissen von 129 Unter-
nehmen quer durch alle Branchen
brachten Aufschluss über den
Stellenwert von BGM bei heimi-
schen Firmen.

Binden und Halten von
Fachkräften als 

Haupt-Motivationsfaktor

69 Prozent der europaweit Befrag-
ten gaben an, dass sie ohne Health
Benefits-Programme Schwierigkei-
ten hätten, Top-Leistungsträger zu
halten.Als die am häufigsten ange-
botenen Maßnahmen werden be-
triebliche Krankengeldleistungen,
Zusatzversicherungen, Gesundheits-
checks, flexible Urlaubszeiten und
finanzielle Unterstützung bei lang-
fristigen Erkrankungen genannt.

In Österreich war es einem Drittel
der Unternehmer wichtig, mit
BGM die Fluktuationsrate zu ver-
ringern. 34 Prozent erachten BGM
gleichzeitig als wichtiges Instru-
ment zur Gewinnung neuer Mit-
arbeiter. 67 Prozent sind der Mei-
nung, dass BGM sehr wichtig bzw
wichtig ist, um die Produktivität zu
steigern.Mit BGM ihr Image positiv
zu verstärken, sehen 46 Prozent
der befragten Unternehmen als
wichtig, 19 Prozent sogar als sehr
wichtig. Das Anbieten von BGM-
Maßnahmen wird auch als wichti-
ger Motor gesehen, um die Work-
Life-Balance der Mitarbeiter zu för-
dern. Für immerhin 57 Prozent der
österreichischen Studienteilneh-
mer ist es sehr wichtig mit gesund-
heitsfördernden Maßnahmen die Mit-
arbeiter-Zufriedenheit zu erhöhen.

Es herrscht Handlungsbedarf

Mag. (FH) Andrea Ofner, BGM-Con-
sultant bei Mercer (Austria) und

Leiterin der österreichischen Stu-
die zur heimischen Situation: „In
nur 20 Jahren wird laut österreichi-
scher Raumordnungskonferenz
jeder Vierte Österreicher über 65
Jahre alt sein. Das sind um über 20
Prozent mehr Personen als heute.
Für Unternehmen bringt dies zu-
sätzlich neue Herausforderungen,
die nachhaltige betriebliche Ge-
sundheitsmaßnahmen besonders
wichtig machen. Hierzulande ist
dieses Bewusstsein aber noch
unterrepräsentiert. So werden nur
bei 32 Prozent der befragten Un-
ternehmen Krankenzusatzversi-
cherungen angeboten. 69 Prozent
setzen auf ein verstärktes Angebot
von Bewegung und gesunder
Ernährung, zB mit kostenlosen, fri-
schen Obstkörben und gesunder
Kantinenkost, 78 Prozent investie-
ren in ergonomische Büroausstat-
tung. Insgesamt 89 Prozent gaben
an, die Gesundheit ihrer Mitarbei-
ter zu fördern. Meist handelt es
sich aber um punktuelle Maßnah-
men, die in kein strategisches
Konzept eingebettet sind.“

Investition in BGM macht 
sich mehrfach bezahlt

Obwohl die Mehrzahl der europä-
ischen Unternehmer durch BGM
mit Mehrkosten rechnen, sehen sie
es doch als richtige Investition, zB
angesichts des verstärkten Wett-
bewerbs um qualifizierte Nach-
wuchskräfte. Die Mehrheit der
befragten Personalisten ist sich der
Tatsache bewusst, dass die Einfüh-
rung eines BGM ein wichtiger
Wettbewerbsvorsprung ist. Dazu
kommt, dass Gesundheitsreformen
in ganz Europa den Zugang zu
staatlich finanzierten Leistungen
einschränken und eine stärkere Ei-
genvorsorge erforderlich machen.
Dabei kommt den Unternehmen
als Verantwortungsträger eine
wichtige gesellschaftliche Rolle zu.
Erfahrungswerte belegen außer-

dem, dass sich Ausgaben für die be-
trieblichen Gesundheitsleistungen
durch eine gesteigerte Produk-
tivitäts- und Motivationssteigerung
sowie weniger Fehlzeiten rasch
amortisieren.

Rechtliche Rahmenbedingen in
Österreich unzureichend

„Wir treten dafür ein, dass die
Fördersituation einfacher und effi-
zienter geregelt wird. Mehrere
Monate Wartezeit auf Fördergelder
lassen viele Unternehmer von be-

reits geplanten BGM-Maßnahmen
wieder Abstand nehmen. Außer-
dem sollte ein steuerlicher Anreiz
für Unternehmen mit BGM ge-
schaffen werden. In Deutschland
steht für jeden Mitarbeiter ein jähr-
licher steuerfreier Betrag von EUR
500,- für gesundheitsfördernde
Maßnahmen zur Verfügung.Warum
gibt es das in Österreich nicht?“,
hinterfragt Josef Papousek, Ge-
schäftsführer von Mercer (Austria).

„Der demografische Wandel lässt
Unternehmen nach Lösungen
suchen,wie sie die Gesundheit und
Leistungsfähigkeit ihrer Mitarbeiter
langfristig fördern und erhalten
können.Betriebliches Gesundheits-
management muss strategisch und
langfristig ausgelegt sein, laufend
evaluiert werden und individuell
an die Gesundheitssituation der
Belegschaft angepasst werden. Nur
so können die Maßnahmen auch
tatsächlich greifen“, so Papousek
abschließend.

Betriebliches Gesundheitsmanagement. Bürokratisches Förderwesen der Regierung raubt die unternehmerische Motivation.

Handlungsbedarf bei nachhaltigen 
betrieblichen Gesundheitsmaßnahmen

MERCER (AUSTRIA) GMBH
Gumpendorfer Straße 11-13

A-1060 Wien
Tel. +43-(0)1-533 97 66 - 0

www.mercer.at

KONTAKT

"Wir schützen unsere Kunden vor

unliebsamen und kostenintensiven

Überraschungen im IT-Bereich.

Das Thema Security ist gerade in Klein- und

Mittelunternehmen  Geschäftsführersache

und betriebswirtschaftlich sehr ernst zu

nehmen. So wie die Lexpress.”

Andreas Kroisenbrunner
Country Manager

AVIRA Handels- und Vertriebs GmbH

Lesen und gelesen werden.
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DAS TRANSFERKONTO
Funktionsweise:
� Alle Transfer- und Sozialleistungen
werden von der auszahlenden Stelle
(Gemeinde/Länder/Bund) an das Fi-
nanzministerium gemeldet.
� Das BMF führt anhand der Sozial-
versicherungsnummer die Steuerleis-
tung der Personen zusammen, die in ei-
nem Haushalt leben und erfasst dann zu-
sätzlich die sozialen  Transferzahlungen.
� Der Bürger hat Zugriff auf sein per-
sönliches und geschütztes Transfer-
konto und kann so sehen, welche

Einzahlungen er leistet und welche
sozialen Zuschüsse und Beihilfen er
empfängt.
� Das Transferkonto soll nur vom Be-
troffenen selbst und von einem einge-
schränkten Behördenkreis einsehbar
sein.
� Das Konto kann auch für private
Zwecke verwendet werden.
� Leichterer und besserer Überblick
darüber, welche Leistungen es gibt,
welche davon in Anspruch genommen
wurden.

WAS IST DAS … GENAU?
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OECD-Revenue Statistics 2009. Wirtschafts-und Finanzkrise lässt Fiskalquote in den meisten OECD-Ländern sinken.

Österreich weist trotz sinkender Fiskalquoten in
den OECD-Ländern steigende Abgabenquote aus
Die globale Rezession wirkt sich auch auf die Steuereinnahmen der OECD-Länder aus. Die durchschnittliche Gesamtbelastung durch Steuern und Sozialabgaben 
in den OECD-Ländern blieb im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung zwischen 2006 und 2007 stabil und ist 2008 gesunken. Im Schnitt dürfte die Belastung um 
0,5 Prozent des BIP zurückgegangen sein, von 35,8 Prozent des BIP im Jahr 2007 auf geschätzte 35,2 Prozent im Jahr 2008. 

2008 ist in 17 von 26 OECD-Län-
dern, für die die Daten vorliegen,
die Steuer-und Abgabenlast gesun-
ken. Im Jahr 2009 dürften der Anteil
der Steuern und Sozialabgaben am
BIP weiter zurückgehen. Das Steu-
eraufkommen fällt während einer
Rezession in der Regel schneller als
die Wirtschaftsleistung. Zudem ha-
ben viele OECD-Länder als Reak-
tion auf die Wirtschaftskrise Ende
2008 und Anfang 2009 zur Unter-
stützung der Nachfrage Steuern
gesenkt.

„Die Regierungen haben 2008 und
2009 entschlossen gehandelt, um
die Nachfrage zu stützen“, sagte
OECD-Generalsekretär Angel
Gurría. „Aber die sinkenden Steuer-
einnahmen unterstreichen, welche
Anstrengungen zur Ordnung der
öffentlichen Finanzen nötig sind,
wenn sich der Aufschwung stabili-
siert hat.“ 

In Österreich ist 2008 auch auf-
grund der später einsetzenden Re-
zession der Anteil der Steuern und
Sozialabgaben an der Wirtschafts-
leistung das zweite Jahr in Folge
gestiegen. So lag nach vorläufigen
Berechnungen die Fiskalquote in
Österreich 2008 bei 42,9 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts (BIP),

gegenüber 42,3 Prozent im Jahr
2007. Zwischen 2001 und 2006
war die Steuer- und Sozialabgaben-
quote in Österreich von 44,4 Pro-
zent, dem Höchstwert seit Beginn
der OECD-Aufzeichnungen, auf
41,7 Prozent des BIP gesunken.

Getragen wird der Anstieg der Fis-
kalquote im vergangen Jahr haupt-
sächlich durch im Vergleich zur
Wirtschaftsleistung gestiegene Ein-
nahmen aus direkten Steuern. So
sind die Einnahmen aus Steuern auf
Einkommens- und Unternehmens-
gewinne im Verhältnis zum BIP
deutlich von 12,7 Prozent im Jahr
2007 auf 13,2 Prozent im Jahr 2008
gestiegen. Der Anteil der Sozialbei-
träge ist 2008 bei 14,3 Prozent
weitgehend stabil geblieben. Er
liegt aber nach wie vor erheblich
über dem OECD-Schnitt von 9,1
Prozent (2007).

Innerhalb der OECD nehmen nur
in Frankreich und der Tschechi-
schen Republik die Sozialbeiträge
einen größeren Anteil an der Wirt-
schaftsleistung in Anspruch. Rech-
net man die Kommunalsteuer und
den Familienlastenausgleichsfonds
hinzu, dann erzielt Österreich nach
Frankreich die höchsten Einnah-
men aus Steuern und Beiträgen, die

ausschließlich auf Arbeitseinkom-
men erhoben werden.

Die Einnahmen aus Substanzsteu-
ern (Grund-, Vermögens-, Schen-
kungs- und Erbschaftssteuer) lagen
2008 konstant bei 0,5 Prozent des
BIP und damit deutlich unter dem
OECD-Schnitt von 1,9 Prozent. Nur
Mexiko, Tschechien und die
Slowakei, also Staaten mit einem
deutlich geringen Vermögensbe-
stand als Österreich, erzielen gerin-
gere Einnahmen aus dieser Steuer-
quelle.

Die Einnahmen aus Steuern auf
Waren und Dienstleistungen (Mehr-
wert-, Mineralöl-, Tabak-, Versiche-
rungs-,Kfz-  und andere Verbrauchs-
steuern) lagen in Österreich 2008
nahezu stabil bei 11,6 Prozent. Das
OECD-Mittel lag 2007 bei 11,3
Prozent des BIP. Eine deutlich ge-
ringere Verbrauchsteuerquote als
der OECD-Schnitt haben dagegen
die USA (4,6 Prozent), Japan (5,1
Prozent) und die Schweiz (6,5
Prozent).

Die nach der Abgrenzung der
OECD ermittelten Einnahmen aus
Steuer-und Sozialabgaben beliefen
sich 2007 auf rund 114,5 Mrd Euro.
Dies waren knapp vier Mrd Euro

weniger als nach der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung. Der
Unterschied kommt vor allem des-
halb zustande,weil nach der OECD-

Abgrenzung unterstellte Sozialab-
gaben für Beamte nicht zu den
Staatseinnahmen hinzugerechnet
werden. Quelle: OECD

LexpressHANDVERLESEN

GLAUBE HOFFNUNG
MANAGEMENT

Entscheidungsfindung in Unternehmen.
Wie finden Manager angesichts immer
komplexer werdender Zusammen-
hänge zu ihren Entscheidungen?
Müssen Manager Übermenschen sein,
um den Überblick über zum Teil riesige,
international gewachsene Konzerne zu
bewahren? Sollen kleine Unternehmen
die Entscheidung wagen, im globalen
Markt mitzuspielen? Unterscheidet sich
Management in Großkonzernen vom
Management in KMU, oder handelt es
sich um das gleiche Phänomen?
Wir haben das Buch als spannende
Momentaufnahme mit vielschichtigen
Perspektiven wahrgenommen.
Lexpress-Geschenktipp für sich selbst
und Geschäftspartner zu Weihnachten!

Autor: Mag. Hubert Thurnhofer
Verlag: BoD, Norderstedt, 2009
Hardcover, 136 Seiten
ISBN 978-3-8370-5155-1
Preis: 27,50 EUR

Weihnachtsaktion: 24 EUR bis 24.12.09
direkt unter hubert@thurnhofer.cc
Kennwort: LexpressHANDVERLESEN

ÜBERBLICK FISKALQUOTE ÖSTERREICH
2007 2008

(vorläufig) 
Gesamteinnahmen 42,3 42,9 
Einkommen und Gewinne 12,7 13,2 
Sozialabgaben 14,2 14,3 
Lohnsummensteuer 2,7 2,8 
Güter und Dienstleistungen 11,7 11,6 
Vermögen 0,6 0,5

UVA – 2. QUARTAL 2009
Statistik der von den Unternehmen bei
der Finanzverwaltung eingereichten
Umsatzsteuervoranmeldungen (UVA).
Umsatzrückgänge von 9,0% im 1.
Quartal 2009 und von 10,8% im 2.
Quartal 2009 zeigen das vorläufige
Ausmaß der Krise.

Im 2. Quartal 2009 meldeten 365.422
Steuerpflichtige einen steuerbaren
Umsatz von 134,3 Mrd. Euro. Er verrin-
gerte sich gegenüber dem Vergleichs-
quartal des Vorjahres um 10,8%,
obwohl die Zahl der Meldenden im glei-
chen Zeitraum um 2,7% zunahm. Der
steuerpflichtige Umsatz betrug 93,3
Mrd Euro und ging im Vergleich zum 2.

Quartal 2008 um 7,6% zurück; als
steuerfreier Umsatz wurden 38,1 Mrd
Euro gemeldet, was einem Rückgang
von 17,7% entspricht.

Die Bruttoumsatzsteuer fiel im Ver-
gleich zum selben Vorjahresquartal um
8,1% auf 18,8 Mrd Euro, die Erwerb-
steuer (für Einfuhren aus der EU) ging
um 26,6% auf 3,5 Mrd Euro zurück.
Das gesamte Steueraufkommen, das
sich aus Bruttoumsatzsteuer abzüglich
Vorsteuern und zuzüglich Erwerbsteuer
sowie Einfuhrumsatzsteuer ergibt,
betrug im 2. Quartal 2009 5,4 Mrd
Euro.

Quelle: Statistik Austria

TAXFLASH

Quelle: OECD
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Der für Verkehr zuständige Vize-
präsident der Kommission Antonio
Tajani erklärte: „Angesichts der
Millionen von Menschen, die in
Europa täglich mit der Bahn reisen,
liegt es für mich auf der Hand, dass
Europa diesen Personen ein siche-
res und bequemes Reisen ermög-
lichen muss. Durch diese neuen
Rechte zum Schutz der Bahnrei-
senden werden zuverlässige und
hochwertige Schienenpersonen-
verkehrsdienste gefördert. Nach
den Reisenden im Luft- und im
Schienenverkehr geht es für uns als
nächstes darum, auch Bus- und
Schiffsreisende durch entsprechen-
de Rechte zu schützen.“

Folgende neue Rechte sind am
3. Dezember 2009 in Kraft getre-
ten:
� Diskriminierungsfreier Zugang
zu Zügen und Hilfeleistungen für
Personen mit Behinderungen oder
mit eingeschränkter Mobilität.
� Stärkung des Rechts auf Scha-
denersatz bei Verlust oder Beschä-
digung des Gepäcks (bis ca 1.285
EUR je Gepäckstück).
� Stärkung der Rechte bei Tötung
oder Verletzung von Reisenden
durch eine Vorschusszahlung zur
Deckung der unmittelbaren wirt-
schaftlichen Bedürfnisse. Dieser Vor-

schuss beträgt im Todesfall mindes-
tens 21.000 EUR je Fahrgast.
� Stärkung des Rechts auf Scha-
denersatz bei Verspätung oder Aus-
fall von Zügen. Die Mindestent-
schädigung beträgt 25% des Fahr-
kartenpreises bei Verspätungen
zwischen einer und zwei Stunden
bzw 50% ab einer Verspätung von
zwei Stunden.
� Anspruch der Bahnreisenden
auf umfassende Informationen, zB
über Verspätungen, vor und wäh-
rend der Reise.
� Vereinfachung des Fahrkarten-
kaufs für Bahnreisende.
� Eisenbahnunternehmen und
Bahnhofsbetreiber müssen in
Bahnhöfen und Zügen die persön-
liche Sicherheit der Reisenden
gewährleisten.
� Die Eisenbahnunternehmen
müssen ein Verfahren zur Bearbei-
tung von Beschwerden im Zusam-
menhang mit den in der neuen
Verordnung festgelegten Rechten
und Pflichten einrichten.
� Die Mitgliedstaaten müssen
sicherstellen, dass Reisende sich an
eine unabhängige Beschwerdestel-
le wenden können, wenn sie der
Meinung sind, dass ihre Rechte
missachtet wurden.
� Die bereits bestehenden Fahr-
gastrechte aufgrund des (nur grenz-

überschreitende Reisen betreffen-
den) Übereinkommens über den
internationalen Eisenbahnverkehr
(COTIF) werden grundsätzlich auf
alle inländischen Schienenperso-
nenverkehrsdienste ausgeweitet.

Um den Eisenbahnunternehmen
eine Anpassung an die neuen
Fahrgastrechte zu ermöglichen,
können die Mitgliedstaaten bean-
tragen, bei inländischen Verkehrs-
diensten für eine Dauer von maxi-
mal 15 Jahren von der Anwendung
bestimmter Rechte abzusehen. Da
Nahverkehrsdienste (also Stadt-,
Vorort- und Regionalverkehr) sich

ihrer Art nach von Fernverkehrs-
diensten unterscheiden, können
die Mitgliedstaaten für solche
Dienste – mit Ausnahme grenz-
überschreitender Dienste inner-
halb der EU – ständige Ausnah-
meregelungen beantragen.

Im Bereich des Luftverkehrs ist im
EU-Recht bereits ein umfassendes
Bündel von Fluggastrechten veran-
kert. Darüber hinaus hat die
Kommission neue Rechtsvorschrif-
ten zum Schutz von Bus- und
Schiffsreisenden vorgeschlagen,
die bereits Anfang nächsten Jahres
verabschiedet werden könnten.

Die Eisenbahnreisenden innerhalb der Europäischen Union und ihre mitgeführte Habe werden ab sofort durch 
neue Rechte geschützt. Eisenbahnunternehmen werden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 eine Reihe
von Haftungspflichten gegenüber ihren Kunden auferlegt.

Unternehmen Eisenbahn. Jedes Jahr benutzen annähernd 8 Milliarden Reisende die Bahn.

Verbesserte Rechte für Bahnreisende 
in der Europäischen Union

Zu den umfassenden Rechten zählen auch Schadenersatz bei Verspätung
und Gewährleistung der Sicherheit der Reisenden
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Diese Urkunde muss von zumin-
dest einer Vertragspartei unter-
schrieben werden, um grundsätz-
lich die Gebührenpflicht auslösen
zu können. Wesentliche Elemente
des Entstehens der Gebühren-
pflicht sind also: Schriftlichkeit
(Vorliegen einer Urkunde),
Unterschrift und Beweiskraft.

Unter einer Urkunde ist jede
Schrift zu verstehen, in der, wenn
auch formlos, das Zustandekom-
men eines Rechtsgeschäfts festge-
halten ist,ein Schriftstück also,wel-
ches Kraft seines Inhalts geeignet
ist, über ein gültig zustande gekom-
menes Rechtsgeschäft zum Beweis
zu dienen. Nach den Erläuterungen

zur Gebührengesetznovelle 1976
ist als Urkunde jede über ein
Rechtsgeschäft errichtete Schrift
anzusehen, die den für die Gebüh-
renbemessung maßgebenden In-
halt des Rechtsgeschäfts erkennen
lässt. Die Beschriftung kann von
Hand aus, mit der Schreibmaschi-
ne, als Druckschrift oder mit son-
stigen technischen Verfahren her-
gestellt werden; Magnetbänder,
Tonband- und Videoaufnahmen
stellen keine Schriften dar.

Elektronische E-Mail-Signatur

Eine E-Mail, die mit einer sicheren
elektronischen Signatur iSd § 4
Abs 1 Signaturgesetz (SigG) unter-
fertigt wurde, stellt kein Papier dar.
Solange das elektronisch festgehal-
tene Dokument nicht auf Papier
ausgedruckt wird, liegt daher eine
Urkunde im Sinne des Gebühren-
rechts nicht vor.

Daran ändert auch nichts, dass
nach § 18 Abs 1 GebG idF des Ab-
gabenänderungsgesetzes 2001,
BGBI I 2001/144, die Unterfer-
tigung einer Urkunde in „jeder
anderen technisch möglichen
Weise“ erfolgen kann. Der Begriff
der Urkunde selbst wurde durch
das Abgabenänderungsgesetz 2001

nämlich nicht geändert, während
etwa durch dieses Gesetz hinsicht-
lich des Eingabenbegriffs sehr
wohl eine Bedachtnahme auf eine
elektronische Datenübermittlung
erfolgte.

Dazu kommt noch Folgendes: Der
Normunterworfene hat einen An-
spruch auf Rechtsklarheit und
Rechtssicherheit, damit er die
(gebühren)rechtlichen Folgen sei-
ner Dispositionen absehen kann.
Dieser allgemein gültige Grundsatz
erfährt im Gebührenrecht ange-
sichts der in § 9 GebG festge-
schriebenen Sanktion der Gebüh-
renerhöhung für Gebührenver-
stöße seine Berechtigung.

Wenn nun der Gebührengesetz-
geber des Jahres 1946 in § 15 Abs
1 GebG die Grundaussage getrof-
fen hat, dass Rechtsgeschäfte nur
dann gebührenpflichtig sind, wenn
über sie eine Urkunde errichtet
wird, und der Gesetzgeber im Jahr
2005 die Begriffe der „Papier-
urkunde“ bzw der „elektronisch“
und „nicht elektronisch“ errichte-
ten (Notariats-)Urkunden für
außerhalb des Steuerrechts liegen-
de Materien schafft, so hat der
Normadressat des GebG wohl
einen Anspruch darauf, dass der

Gesetzgeber im GebG selbst eine
unmissverständliche Aussage darü-
ber trifft, welche Urkunden im
Grunde des § 15 Abs 1 GebG dazu
führen, dass ein Rechtsgeschäft
gebührenpflichtig ist, und welche
– nun auch Urkunden genannten –
technischen Erscheinungsformen
nicht dazu führen. Es ist daher für
das GebG, so lange dieses das
Urkundenprinzip (mit dem bereits
erörterten Bedeutungsinhalt) an-
wendet, eine klar abgrenzende
Definition des Urkundenbegriffs zu
fordern. Die Festsetzung der Ge-
bühr nach § 25 GebG entspricht
nach dem Gesagten mangels
Vorliegens einer Urkunde ebenfalls
nicht dem Gesetz. (Bescheide auf-
gehoben) 

Anmerkung der Redaktion: Damit
lehnt der UFS Linz die Aussage der
Rz 507 GebR ab, in der das BMF zu
§ 18 GebG ausführt: „Mit Unter-
schriften,die in jeder anderen tech-
nisch möglichen Weise hergestellt
sind, ist auf die Rechtswirkungen
elektronischer Signaturen abge-
zielt. Jede elektronische Signatur ist
eine Unterschrift iSd GebG 1957.
Das Ausdrucken der Urkunde ist
keine Voraussetzung für das Ent-
stehen der Gebührenschuld.“ 

LexisNexis

Gemäß § 15 Abs 1 GebG sind Rechtsgeschäfte grundsätzlich nur dann gebührenpflichtig, wenn über sie eine Urkunde errichtet
wird. Zur Begründung der Gebührenpflicht der in § 33 GebG taxativ aufgezählten Rechtsgeschäfte ist die Errichtung einer 
Urkunde zum Beweis eines zivilrechtlich gültig zustande gekommenen Rechtsgeschäfts Voraussetzung. 

Keine Gebührenpflicht bei Vertragsab-
schluss per E-Mail ohne Papierausdruck

Arbeitsmarktpaket II. Dr. Günter Steinlechner, Leiter der Abteilung Sozialpolitik der WK Wien, im Expertengespräch.

Wirksame Verbesserungen für Unternehmen
durch das Arbeitsmarktpaket II
Was sind die wesentlichen Bereiche des
Paketes, wo gibt es gravierende und
wirksame Neuerungen?

Dr. Günter Steinlechner: „Hier
sind vor allem Änderungen bei der
Beschäftigung älterer Arbeitneh-
merInnen zu erwähnen, wie zB der
Wegfall der Maluspflicht oder Ver-
besserungen bei der Altersteilzeit.
Eine weitere wichtige Neuerung
betrifft Ein-Personen-Unterneh-
men:Wenn diese einen Mitarbeiter
aufnehmen, haben sie erstmals die
Möglichkeit, eine AMS-Förderung
der Lohn- bzw Gehaltskosten zu
erhalten.“

Welche Nachteile brachte die 
Maluspflicht für die Unternehmen?

Dr. Günter Steinlechner: „Malus-
pflicht hat für die Unternehmen
teure Zahlungsverpflichtungen an
das AMS bedeutet, wenn sie
Arbeitsverhältnisse mit Arbeitneh-
merInnen beendet haben, die das
50. Lebensjahr vollendet haben
und schon 10 Jahre im Betrieb
waren.“

Welche generellen Änderungen 
sind bei der Altersteilzeit zu beachten?

Dr. Günter Steinlechner: „Derzeit
wird das Antrittsalter für die
Altersteilzeit um ein halbes Jahr
pro Kalenderjahr angehoben. Ab

2013 kann Altersteilzeit frühestens
5 Jahre vor Erreichen des jeweils
maßgeblichen Mindestalters für
eine Alterspension in Anspruch
genommen werden.

Bisher konnten nur Teilzeitbe-
schäftigte, die zumindest 32
Stunden wöchentliche Arbeitszeit
geleistet haben, in Altersteilzeit
gehen. Zukünftig können auch
Mitarbeiter, die zumindest 24
Stunden wöchentliche Arbeitszeit
geleistet haben in Altersteilzeit
gehen.“

Gibt es auch Änderungen beim 
Ausmaß des Altersteilzeitgeldes? 

Dr. Günter Steinlechner: „Zukünf-
tig ist das Ausmaß des Altersteil-
zeitgeldes nicht mehr davon ab-
hängig, dass eine Ersatzkraft für die
in Altersteilzeit befindliche Person
eingestellt wird. Dem Unterneh-
men werden zukünftig 90% dieses
Aufwandes abgegolten – außer bei
Blockzeit: hier erhält das Unter-
nehmen zukünftig nur 55% des
Aufwandes für den Lohnausgleich
ersetzt – aber auch unabhängig von
der Einstellung einer Ersatzkraft.“

Wie sieht es mit der Bildungskarenz 
und der Kurzarbeitszeit aus? 
Welche Änderungen erwarten 
UnternehmerInnen in diesen 
Bereichen? 

Dr. Günter Steinlechner: „Die
Bildungskarenz ermöglicht eine
Freistellung des/der Dienstneh-
merIn von der Arbeitspflicht zum
Zwecke der Weiterbildung. Dabei
entfällt das Entgelt von Seiten
DienstgeberIn und der/die Arbeit-
nehmerIn erhält für die vereinbar-
te Zeit Weiterbildungsgeld vom Ar-
beitsmarktservice. Bildungskarenz
ist seit 1. August 2009 schon mög-
lich,wenn der Dienstnehmer zuvor
sechs Monate  – anstatt bisher 1
Jahr – im Unternehmen beschäftigt
war. Außerdem beträgt die Min-
destdauer der Bildungskarenz nur
noch 2 Monate. Sie ist also viel

schneller und einfacher umzuset-
zen und flexibler gestaltbar.

Bei der Kurzarbeit gab es wesentli-
che Verbesserungen in punkto
Dauer und Ausmaß der Kurzar-
beitsbeihilfe. Die Dauer von vor-
mals 6 Monaten kann nun über ent-
sprechende Verlängerungen auf bis
zu 18 Monate ausgedehnt werden.
Unter der Voraussetzung, dass bis
spätestens Ende 2010 eine Kurzar-
beitsbeihilfe gewährt wird, ist so-
gar eine Verlängerung auf 24 Mo-
nate zulässig.

Die Sozialversicherungsbeiträge
während der Kurzarbeit richten
sich nach jener der Kurzarbeit vor-
angegangen Beitragsgrundlage,also
in der Regel nach der bisherigen
Beitragsgrundlage infolge einer
Vollbeschäftigung. Zukünftig er-
höht sich das Ausmaß der Kurzar-
beitsbeihilfe ab dem 7. Monat, so
dass damit diese erhöhten Aufwen-
dungen des Dienstgebers abgegol-
ten sind.“ 

Was ist nun für UnternehmerInnen 
wichtig um sich entsprechend zu 
informieren und die Änderungen 
nutzen zu können? 

Dr. Günter Steinlechner: „Wir bie-
ten in der Wirtschaftskammer Wien
ein umfassendes Beratungs- und
Informationsservice an.

Außerdem gibt es im Rahmen des
WIFI  Management Forum passen-
de Seminare, wie beispielsweise
‚Beschäftigung älterer Mitarbeiter-
Innen’ oder ‚Arbeitsrecht aktuell’
und ‚Arbeitszeitflexibilität und
variable Bezüge’, die Unter-
nehmerInnen fit für ihr Personal-
management und ihre rechtliche
Situation als DienstgeberIn ma-
chen. Diese kann ich allen  Unter-
nehmen wärmstens empfehlen.“

Details und Buchungen:
WIFI Management Forum

Tel. +43-(0)1-47677 - 5232 (Frau Nill)
www.wifi.at/managementforum

INFORMATION

SEMINARTIPPS

� Der Arbeitsvertrag,
15. Jänner 2010 

� Arbeitszeitflexibilität und 
variable Bezüge, 17. März 2010 

� Arbeitsrecht kompakt
14.-15. April 2010 

� Arbeitsrecht aktuell
21. April 2010 

� Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer, 22. April 2010

� Beschäftigung älterer 
Arbeitnehmer, 6. Mai 2010 

Mit der Forderung zum Arbeitsmarktpaket II ist es der Wirtschaftskammer gelungen, entscheidende Erleichterungen für Klein-, Mittel- und Großbetriebe zu erreichen. 
Die wirkungsvollen Änderungen ermöglichen Betrieben, Mitarbeiter zu halten und zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. 

Dr. Günter Steinlechner – Leiter der Abt.
Sozialpolitik der Wirtschaftskammer Wien
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Autoren: Andreas Kropil,
Annemarie Mille, Michael Sachs
Broschüre, Dezember 2009, 512 Seiten
Preis € 26,36 (inkl. 10% USt)
Nichtmitgliederpreis: € 35,45

Bestellung über die Service-GmbH der 
Wirtschaftskammer Österreich:
T 05 90 900 5050
F 05 90 900 236
E service@wko.at
http://webshop.wko.at

DAS VERGABERECHT
IN ÖSTERREICH

LITERATURTIPP:

Kurzkommentar & Gesetzestext

Der vorliegende Leitfaden soll sowohl
Unternehmern als auch Auftraggebern die
Möglichkeit geben, sich schnell und kom-
petent einen Überblick über die wichtig-
sten Regelungen zu verschaffen. Der Ser-
viceteil wurde aktualisiert und der
Schwerpunkt auf die Übersichtlichkeit von
Tabellen und Praxistipps gelegt.
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Indien und China im Investment-Check. Ungewohnte Aspekte des Rechts- und Vertragswesens prägen die Vorbereitungen.

Vergleich der Attraktivität zweier Wirtschafts-
giganten für österreichische Unternehmen

Gleichzeitig wird bei beiden
Ländern aber auch immer wieder
über Herausforderungen und Miss-
erfolge berichtet – sei es durch
mangelnde Rechtssicherheit, Dieb-
stahl geistigen Eigentums oder
durch kulturelle Unterschiede,wel-
che die geschäftliche Tätigkeit er-
schweren.

Doch wie sieht es eigentlich mit
den Vor- und Nachteilen für öster-
reichische Unternehmen in Indien
und China im direkten Vergleich
aus? In zwei Studien im Auftrag des
österreichischen Umweltministeri-
ums über Geschäftsmöglichkeiten
für österreichische Unternehmen
einerseits in China, und anderer-
seits in Indien wurden zahlreiche
österreichische Unternehmen ver-
schiedenster Branchen zu ihren
Erfahrungen mit Geschäftstätigkeit
im jeweiligen Land ausführlich
befragt. Die Studie über China
wurde unter dem Titel „Wirt-
schaftspartner China“ und jene
über Indien unter „Markteintritt in
Indien“ bei LexisNexis publiziert.
Bei beiden Büchern handelt es sich
um Handbücher für Unternehmen
aller Branchen, bei denen der
Darstellung der Erfahrungen öster-
reichischer Unternehmen breiter
Raum gegeben wurde.

Rechts- und Vertragssicherheit wa-
ren für die befragten Unternehmen
in beiden Ländern natürlich wich-
tige Themen. Mehrere Befragte in
China berichteten, dass ein Vertrag
nicht als fix angesehen werden
kann. Bei einer Veränderung der
Rahmenbedingungen wird vom
chinesischen Part erwartet, dass
man von den Vorgaben des Vertra-
ges abweichen könne. Streitigkei-
ten vor Gericht schlichten zu las-
sen, sei nicht zu empfehlen.
Manche Interviewpartner spra-
chen von einer tendenziellen Be-
vorzugung der chinesischen Seite,
und selbst bei einer Verurteilung
sei die Durchsetzbarkeit des Urteils
fraglich. Bezüglich des Vertrages
meinten auch Befragte in Indien
dass ein einmal fertig ausgehandel-
ter Vertrag eher als Rahmen dienen
würde, es werde ebenso in Indien
Flexibilität von den Vertragspart-
nern erwartet. Die befragten
Unternehmen in Indien schätzten
die Rechtssicherheit dort mehr-
heitlich gut ein, warnten aber
nichts desto trotz ebenfalls vor

Gerichtsverfahren, da diese sehr
lange dauern würden. Die Erfah-
rungen reichten von 2,5 bis 5
Jahren, aber in Einzelfällen wurde
auch von Gerichtsverfahren be-
richtet, welche sich über 30 Jahre
hinzogen.

Bei der Verhandlungsführung mit
Indern schilderten mehrere Be-
fragte, dass die Verhandlungsteams
ähnlich wie in Europa nur aus
wenigen Personen bestehen, und
dass klar ist, wer Entscheidungs-
macht hat. In China hingegen
bestehen die Verhandlungsteams
häufig aus zehn oder mehr Per-
sonen. Ob der Entscheidungsträger
überhaupt am Verhandlungstisch
sitzt, ist oftmals gar nicht klar, die
Verhandlungsführung ist für das
westliche Unternehmen dement-
sprechend oft schwierig. In beiden
Ländern muss man für Verhandlun-
gen viel Zeit einplanen. Österrei-
chische Interviewpartner berichte-
ten sowohl von China, als auch von
Indien, dass sie häufig zu Beginn
der Verhandlungen mit gänzlich
unrealistischen Preisvorstellungen
konfrontiert werden. Ein Vorteil in
Indien ist, dass die Verhandlungs-
sprache Englisch ist. In China ist
man oft auf Dolmetscher angewie-
sen, wobei der Wahl eines vertrau-
enswürdigen Dolmetschers eine
wichtige Rolle zukommt.

Die Einschätzung darüber, ob Ge-
schäftstätigkeit nun in China oder
Indien problemfreier und vorteil-
hafter ist,hängt es nicht zuletzt von
der Form der Geschäftstätigkeit –
sei es Import oder Export, die
Durchführung von Projekten, die
Einrichtung einer Repräsentanz,
die Gründung einer 100%igen
Tochtergesellschaft oder eines
Joint Ventures – ab.Von den vielen
bedeutenden Variablen wie Lohn-
kosten, Verfügbarkeit von entspre-
chend ausgebildetem Personal,

rechtliche Rahmenbedingungen,
kulturelle Unterschiede, Bürokratie
und Korruption wurden in diesem
Artikel nur einige ausgewählte
Punkte genannt, diese Themen-
bereiche werden jedoch in den
Büchern „Wirtschaftspartner Chi-
na“ und „Markteintritt in Indien“
ausführlich behandelt. Im Vergleich
gibt es zum Beispiel laut der be-
fragten österreichischen Unterneh-
men in China relativ wenige Pro-
bleme mit Bürokratie, im Gegen-
satz zu Indien, wo es teilweise um-
fangreiche bürokratische Hürden
gibt. Herausforderungen mit Mit-
arbeitern gab es bei den Befragten

sowohl in China,als auch in Indien,
zum Beispiel beim eigenständigen
Arbeiten. Bei beiden Ländern ist
eine gründliche Vorbereitung auf
das kulturelle Umfeld und die
Rahmenbedingungen jedenfalls
eine wichtige Voraussetzung für
eine erfolgreiche geschäftliche
Tätigkeit.

DR. NATHALIE HOMLONG
Department of Public Administration

and Planning, Postbox 500
6101 Volda, Norwegen
E-Mail: nh@hivolda.no

KONTAKT

Dr. Nathalie Homlong arbeitet als
Associate Professor am University College
Volda/Norwegen; weiters ist sie als freibe-
rufliche Lektorin an der Fachhochschule des
bfi Wien tätig und arbeitet an Forschungs-
projekten in Österreich und Norwegen.
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In China wie auch in Indien gilt es für Gerichtsverfahren viel Zeit einplanen –
die Erfahrungen reichten von 2,5 bis 5 Jahren, ein Einzelfall berichtet von 30 Jahren

Seit etlichen Jahren steht China als großer Hoffnungsmarkt für westliche Unternehmen und als attraktives Land mit günstigen Produktionsstätten
immer wieder im Mittelpunkt der Wirtschaftsberichterstattung. Seit Anfang der 2000er Jahre hat auch Indien als viel versprechendes Land für ausländische 
Direktinvestitionen viel Aufmerksamkeit auf sich gezogen. 

Indien ist zu einem attraktiven Zielland für
ausländische Investitionen und zu einem
wichtigen Handelspartner geworden. Auch
viele österreichische Firmen haben die
Möglichkeiten am indischen Markt ergrif-
fen. Für zahlreiche Unternehmen ist der Ein-
stieg in den indischen Markt jedoch mit
umfangreichen Informationsproblemen
und administrativen Hürden verbunden.

Welche wirtschaftspolitischen An-
passungen werden 2020 notwen-
dig sein, wenn ein Viertel der EU-
Bevölkerung über 65 Jahre alt ist?
Können die Reaktion von Banken
auf Kreditklemmen und deren Aus-
wirkungen auf die Gesamtwirt-
schaft von den Wirtschaftswissen-
schaften besser vorausgesagt wer-
den? Wie wird die Wirtschaft funk-
tionieren, wenn die Deckung unse-
res Energiebedarfs infolge schwin-
dender Naturressourcen immer
schwieriger wird? 

Diese im Rahmen EU-gestützter
Forschungsarbeiten entwickelte
Simulationstechnologie analysiert
mittels computergestützter Expe-
rimente gezielt die Beziehungen
zwischen großen Populationen ver-

schiedener Wirtschaftakteure über
zahlreiche vernetzte Märkte hin-
weg. Es ist das erste Mal, dass diese
Technologie unter Verwendung
von Hochleistungsrechnern in ei-
nem so großen Maßstab eingesetzt
wird. Sämtliche simulierten Haus-
halte (bzw Unternehmen oder
Banken) reagieren jeweils indivi-
duell auf verschiedene geldpoliti-
sche, fiskalische oder innovations-
fördernde Maßnahmen und treffen
unterschiedliche Entscheidungen
beispielsweise in Bezug auf die
Frage nach der Beibehaltung oder
dem Wechsel des Arbeitsplatzes
oder nach dem Anteil des Einkom-
mens, der gespart, ausgegeben oder
investiert wird. Das bedeutet, dass
die Auswirkungen, die eine be-
stimmte Maßnahme auf einem

bestimmten Markt zu einem
bestimmten Zeitpunkt hat, nicht
mehr isoliert von anderen Faktoren
betrachtet werden.

Die traditionelle Wirtschaftswissen-
schaft war nicht in der Lage, das
Ausmaß der von der Kreditklemme
ausgehenden Folgewirkungen auf
die Weltwirtschaft korrekt zu prog-
nostizieren. Die neue Software ver-
anschaulicht die unterschiedlichen
Reaktionen von Banken anhand
eines breiten Spektrums von
Faktoren wie dem notwendigen
Umfang der Rücklagen im Vergleich
zu den Investitionen, den
Verbrauchs-/Investitions- und Spar-
Mustern ihrer Kunden sowie psy-
chologischen Faktoren wie Markt-
vertrauen. Sie kann politischen

Entscheidungsträgern, die wissen
möchten, wie steuer- und geldpoli-
tische Reformen sich auf Banken
und ihre Kunden auswirken, besse-
re Hinweise auf den Umfang der
Folgen einer Finanzkrise auf die Real-
wirtschaft geben. Daneben kann
das Programm das gleiche Szenario
mit einer älteren Bevölkerung
durchrechnen, um die Planung mit
Blick auf die demografische Alte-
rung Europas zu erleichtern, oder
eine begrenzte Energieversorgung
simulieren.

Die Software ist von jedem verbun-
denen Tischcomputer aus zugäng-
lich, somit benötigen Wirtschafts-
wissenschaftler und Entschei-
dungsträger zu deren Nutzung kei-
ne Fachkenntnisse.

Mit der EU-Wirtschaftssimulationssoftware können Prognosen zur Interaktion von großen Populationen unter-
schiedlicher Wirtschaftsakteure wie Haushalte und Unternehmen, Banken und Kreditnehmer oder Angestellte und
Arbeitslose gestellt werden, die wie reale Personen miteinander Handel treiben oder in Wettbewerb stehen. 

Neue Simulationstechnologie
zur Vermeidung von Finanzkrisen
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Gerade die Kostenseite ist vom
Blickwinkel eines Geschäftsführers
natürlich die interessanteste.Wobei
hier naturgemäß nicht ein „kurz-
sichtiger“ Teilerfolg angestrebt
wird und man heiter einmal das
eine und dann das andere Schnäpp-
chen bei E-Bay ersteigert. Bei
Kommunikation und IT steht ganz
klar die nachhaltig kalkulierbare
und redundante Lösung im Vorder-
grund. Genau hier setzt die Profi-
lösung von Telekom Austria mit
ihrem neuen BüroKomplett Paket
an.

Einfach ausgedrückt sourced man
die bisher erwähnten Probleme
einfach an Telekom Austria out und
erhält sie als Lösungen wieder
retour. Durch die Definition des
Kommunikationsbedarfs der jewei-
ligen Mitarbeiterin oder des Mitar-
beiters wird schnell klar wie der
Arbeitsplatz konfektioniert sein
muss. Fixer Stand-PC oder doch ein
Notebook, dann das Festnetzte-
lefon gleich mit allen Vorteilen
einer zentralen virtuellen Telefon-
anlage mit Voice-Box-Funktion von
Telekom Austria und ebenfalls die
modernsten Mobiltelefone. Auch
mobiles Breitband für die Arbeit
von unterwegs ist optional im
BüroKomplett Paket enthalten.
Alles aus einer Hand.

Ein weiteres Asset ist die Skalier-
barkeit des Pakets. So können pro-
blemlos auch schrittweise nur ein-

zelne zusätzliche Arbeitsplätze in
eine bestehende Infrastruktur inte-
griert oder auch veraltete Hard-
ware gegen „State of the Art“
Rechner und Apparate laufend er-
setzt werden. Die Integration oder
Erweiterung eines bestehenden
LANs oder WLANs übernehmen
ebenfalls die Technikspezialisten von
Telekom Austria im Rahmen des
enthaltenen Servicekontingents.

Zur Frage „Ausdrucken“ steht es
den Kunden wieder frei, bewährte
bestehende Geräte weiter zu ver-

wenden und zu integrieren oder
auch hier modular neue Netzwerk-
oder Tischdrucker installieren zu
lassen. Immer mit dem Augenmerk
auf eine professionelle und arbeits-
zeitoptimierte „Zeit/Weg“-Aufwen-
dung der beteiligten Mitarbeiter.

Auch das Thema „Internet“ mit
allen Technik- und Securityfacetten
kommt nicht zu kurz. So kümmert
sich zusätzlich die an 365 Tagen
pro Jahr erreichbare Serviceline um
alle möglicherweise auftretenden
Fragen und Probleme. Es stehen

dem BüroKomplett Paket-Kunden
natürlich eigene Domains, Busi-
ness-Webspace und Business-Mail-
boxen zur Verfügung – ebenso wie
modernster Virenschutz und Fire-
wall-Lösungen, inklusive automati-
scher Updates, vom Feinsten.

Und zum Schluss die beste Nach-
richt für alle Klein- und mittelstän-
dischen Unternehmen. Das gesam-
te BüroKomplett Paket macht die
Kosten aller integrierten Arbeits-
plätze ganz einfach und endlich fix
kalkulierbar – denn einen kompletten

Arbeitsplatz erhält man schon ab
59 Euro*. Nur für eine „für den Be-
trieb notwendige Steckdose“ muss man
noch selbst sorgen – ist dem Infor-
mationsprospekt von Telekom Aus-
tria zu entnehmen, welches allen
BüroKomplett-Interessenten unter
http://business.telekom.at oder
telefonisch bei 0800 100 800 zur
Verfügung steht. (RB)
* Pro Monat und Arbeitsplatz bei Abnahme von mindestens 24
Arbeitsplätzen, bestehend aus den Modulen Festnetztelefonie,
Mobiltelefonie und PC&Laptop, wobei 1/3 dieser Arbeitsplätze mit
Softphone und Support Fremdgeräte berechnet wurden. Gilt bei
einer Mindestvertragsdauer von 36 Monaten. Preis exkl. Ust., Ver-
bindungs- und Aktivierungsentgelte. Für weitere Informationen und ein
konkretes Angebot wenden Sie sich bitte an Ihren Telekom Austria
Kundenbetreuer oder informieren Sie sich unter 0800 100 800.

Die flexible Officelösung für KMU. Wächst mit dem Unternehmen mit und ist individuell konfektionierbar.

Vollständige Arbeitsplätze für eine Handvoll Euro

Gestern New York, morgen Mos-
kau, nächste Woche Hongkong. Da-
zwischen eng gesteckte  Termine,
Hektik bei den Transfers, unge-
wohntes Essen und immer wieder
die Zeitumstellung. Lange Flugrei-
sen gehören für Business-Traveller
zum Alltag. Doch die damit verbun-
denen Strapazen sind nicht zu un-
terschätzen, denn sie belasten den
Organismus mehr als man bisher
angenommen hat und machen
letztlich krank. Dass Vielflieger ein
höheres Gesundheitsrisiko haben,
bestätigte jüngst auch eine groß
angelegte Studie mit 11.000
Mitarbeitern der Weltbank, 4500
davon sind regelmäßig in allen
Herren Länder unterwegs.

Die Untersuchung zeigte deutlich,
woran die Reisenden leiden. „Schlaf-
störungen, Depressionen, Süchte,
Ängste, Panikattacken, psychoso-
matische Beschwerden, auch kog-
nitive Ausfälle sind unter Vielrei-
senden durchaus weit verbreitet.
Dass Manager,die ständig auf Achse
sind, mitunter Fehlentscheidungen
treffen ist da gar nicht ungewöhn-
lich“, erklärte Wolfgang Säckl,
Diplom-Biologe,Organisationsbera-
ter und Fachkraft für Arbeitssicher-
heit bei seinem Vortrag zum Thema
„Stressfaktoren für Vielflieger, ihre
Angehörigen und das Unternehmen.“

Und er bestätigte, dass „vor allem
psychische Beschwerden bei die-
ser speziellen Reisegruppe immer
häufiger werden. Denn vielen sitzt
nicht nur der Chef, sondern auch
der Burn-out im Nacken.“

Wolfgang Säckl berät Unterneh-
men dahingehend, wie ihre Mitar-
beiter den Reisestress clever und
damit unbeschadet bewältigen.
„Wir trainieren zum Beispiel die
Kunst des Nickerchen. Heute weiß
man, dass der 25-Minuten-Schlaf
zwischendurch ein gutes Mittel für
den Körper ist, sich kurzfristig zu
regenerieren. Doch das kurze
Schlafen und schnelle Aufwachen
muss man sich anerziehen“, erläu-
tert Säckl. Darüber hinaus gibt es
etliche Maßnahmen – von der rich-
tigen Ernährung über Stressmana-
gement bis hin zu Kommunika-
tionskursen und Gesundheitsma-
nagement, mit denen gesundheitli-
che Probleme abgefangen und ver-
mieden werden können.“

Mit Fitness gewappnet

„Betriebliches Gesundheitsmana-
gement ist so eine, höchst essen-
zielle Möglichkeit“, empfahl der
Sportwissenschaftler Mag. Roman
Daucher in seinem Vortrag zum The-
ma „Fit im Betrieb“. „80 Prozent

aller Krankheiten beruhen auf
Rückenschmerzen. Zum Burn-Out
ist es dann nur noch ein kleiner
Schritt.Eine gute körperliche Kons-
titution ist die beste Voraussetzung
mit jeglicher Art von Stress fertig
zu werden“, so Daucher und wies
gleichzeitig darauf hin, dass man
schon mit kleinen, unspektakulä-
ren Maßnahmen viel tun kann.
„Trinken Sie viel. Heute weiß man,
das viele Reisende unter extremer
Dehydration leiden und das führt
immer zu Befindlichkeitsstörun-
gen, wie beispielsweise zu gestör-
tem Schlafverhalten.“ Auch schwe-
re Verspannungen der Hals- und
Nackenmuskulatur sind Indizien
für Reisestress, detto eine aus dem
Lot geratene Verdauung. „Wegen
dieser und anderer Beschwerden
sind Business-Traveller zweimal
häufiger beim Arzt anzutreffen als
gewöhnliche Reisende.Werden sie
aktiv, machen sie regelmäßig sport-
liche Bewegung.“

Turbulenzen im Sales

Kai Utermann von Austria Airlines
berichtete von den Veränderun-
gen im Sales-Bereich der Austrian
Airlines. Entscheidende Neuheit:
„Ab sofort agieren einheitliche
Verkaufsteams für Lufthansa,
Swiss und AUA. Damit bekommen
die Travelmanager hier erstmals
einen einheitlichen Ansprechpart-
ner. Wir hoffen, dass wir die
Turbulenzen, die sich im Zuge des
AUA-Verkaufs an die Lufthansa im
Sales-Bereich ergeben haben, da-
mit so schnell wie möglich wieder
in den Griff zu bekommen“, so
Utermann und bestätigte, dass die
AUA auch künftig ein Langstreck-
en-Carrier bleibt. Die Marktsitua-
tion selbst schätzte Utermann „als
immer noch bedrohlich“ ein. Der
Umsatzeinbruch bei den Business-
f lügen betrug von Jänner bis
September 21 Prozent.

www.abta.at 

Der abta-Themenabend im Arcotel Kaiserwasser widmete 
sich den gesundheitlichen Problemen von Business-Travellern. 
Experten zeigten die damit verbundenen Probleme auf und 
gaben Tipps, wie man sie in den Griff bekommt.

Alles aus einer Hand – die Komplettlösung für Klein- und Mittelunternehmen
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Welcher Unternehmer steht im Zuge von Expansion oder Umstrukturierungen nicht immer wieder vor dem gleichen Problem: Hardwareinvestitionen für IT 
und Kommunikation stehen an. Wo kaufen? Wer installiert diese Wunderwerke moderner Technik? Und ist dieses „XZ99-Z4810/b-5.0“ eigentlich mit dem Rest
seiner IT kompatibel? Dazu reihen sich noch Herausforderungen in Richtung Auswahl des besten Netzbetreibers und „last but not least“ die leidige Frage 
nach dem laufenden Servicebedarf und den daraus resultierenden, oftmals unkalkulierbaren Kosten.

Handys

BusinessMobil

BusinessMobil 500

Breitband 500

PC, Laptops
Dockingstation, Drucker

MS-Betriebssysteme

MS Office Professional

Umfangr. Zubehörsoftware
Virenschutz

Support Fremdgeräte
WLAN, VPN
Erweiterung Bandbreite
LAN Switches

BÜROKOMPLETT PAKET IM ÜBERBLICK
Festnetz-
telefonie

Tischapparate

Tarif „Business Netphone
Basic“
Freiminuten ins österreichi-
sche Festnetz inludiert1

Voice-Box
CommManager

Softphone
zusätzl. Sprachkanäle
Erweiterung Bandbreite
LAN Switches

PC &
Laptop

Mobil-
telefonie

SLA Business (Helpdesk, Remote-Betreuung, Vor-Ort-Service)

1 Freiminuten abhängig von der Anzahl der bestellten Festnetztelefonie-Arbeitsplätze.
Beispielsweise sind bei Abnahme von 24 Festnetztelefonie-Arbeitsplätzen 3.300 Freiminuten inkludiert. Exkl. Dienste.

2 Mobiltelefonie nur in Kombination mit anderen Modulen möglich.

Alle Angaben: Telekom Austria
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Broschüre, November 2009
Preis € 8,- (inkl. 10% USt)
Nichtmitgliederpreis: € 15,-

Bestellung über die Service-GmbH der 
Wirtschaftskammer Österreich:
T 05 90 900 5050
F 05 90 900 236
E service@wko.at
http://webshop.wko.at

UMWELTSCHUTZ DER
WIRTSCHAFT

LITERATURTIPP:

Die aktuelle 
Print-Einzelausgabe

In jeder Ausgabe: 16 Seiten VIP-Infos zur
EU-Umweltpolitik! (außer Sommerson-
dernummer)

Umwelstschutz der Wirtschaft,
Ausgabe 03/2009
- Österreich nachhaltig
- Showdown in Kopenhagen
- Umwelttechnikmarkt Indien

Abta-Themenabend. „Gesundheitssysteme & Sicherheit von Morgen“.

Schlaflos in Seattle
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Vor dem Hintergrund der Wirtschafts- und Währungskrise haben Edelmetalle eine dynamische Aufwärtsbewegung begonnen, deren Ende noch nicht abzusehen 
ist (Lexpress-Ausgabe Nr. 48).  Der „Godfather“ des ungedeckten Geldsystemes, Alan Greenspan, meinte hierzu im September 2009: „Investoren kaufen Edelmetalle 
um sich gegen den Verfall der Währungen zu schützen und dies ist ein Indikator dafür, dass wir in den Kinderschuhen von einer Abkehr von den Fiat-Money
Währungen stecken.“ Und diesmal hat er endlich Recht – und er muss es ja wissen.

Dies ist ein Versuch, das Gesche-
hen im Währungs-, Zentralbanken-
system zu erklären aber auch,
warum ein steigender Goldpreis
eine echte Gefahr für das Fiat-
Money Geldsystem darstellt bzw
warum sich dieses Geldsystem auf-
lösen wird, und warum diese
Demontage nicht mehr rückgängig
zu machen sein wird. Zu Beginn
darf ich einige wirtschaftspoliti-
sche Fakten wiederholen (beschrie-
ben in vorangegangen Ausgaben der
Lexpress),welche vonnöten sind um
die heutige Goldbewegung zu ver-
stehen.

Die Einführung des 
ungedeckten Geldes

Seit Bretton Woods war der USD
eine Art „Ersatzgold“. Die Ameri-
kaner nahmen ausländisches Gold
in Verwahrung und gaben dafür
USD aus. Doch die USA miss-
brauchten das Vertrauen, das Ihnen
die Welt geschenkt hat. Ende der
60er Jahre merkten einige Regie-
rungen, dass es wesentlich mehr
Dollars gab als Gold und forderten
daher Ihr Gold im Austausch zu
den USD zurück.

Charles de Gaulle war der letzte
Staatslenker, der es auch tatsäch-
lich erhalten hat. Darauf reagierte
Richard Nixon am 15.08.1971 mit
der Auflösung der partiellen Gold-
bindung und der Aufkündigung der
Staatsgarantie für den US-Dollar.
Dieses Datum stellt das erste
„9/11“ des Durchschnittsbürgers
in der westlichen Welt dar.

Die einseitige Aufkündigung von
Bretton Woods stellt nichts anderes
als einen Betrug dar, der von ande-
ren Nationen geduldet wurde.
Diese Aktion erlaubte den USA und
in weiterer Folge anderen Regie-
rungen zu tun – und deshalb die
Duldung – was sie vorher nicht
konnten.

„Gold kann nicht gedruckt 
bzw erfunden werden,
Geld seitdem schon“

Der US-Dollar war an nichts mehr
gebunden, durch keine Garantie
mehr gesichert, und konnte
dadurch in schier unbegrenzter
Menge gedruckt werden – was
dann auch passieren sollte. Die
Wissenschaft um den Prozess der
Geldschaffung beruhte seit damals

mehr auf Gutenbergs Druckkunst,
denn auf wirtschaftlichem Erfolg,
Handels-, Zahlungsbilanz oder gar
moralischer Autorität.

„Internationale Investoren 
rochen den Braten“

Mehr Geldmenge bei nahezu
gleichbleibender Goldmenge, da
musste der Preis ja steigen. In
knapp 9 Jahren explodierte der
Goldpreis förmlich von USD 35 auf
seinen damaligen Höchststand von
USD 878 (Jänner 1980). Gleiches
galt für Energie. Die erste echte
globale Energiekrise wurde uns
zwei, drei Jahre nach 1971 eingere-
det. In Wirklichkeit folgten diese
Preise nur dem alten Gesetz: mehr
Geld, gleichbleibende Warenmen-
ge = höhere Preise. Zunächst steigt
der Goldpreis und 1-2 Jahre später
die Konsumgüter – allen voran
Energie. Kaufkraftverlust pur! Zu
keinem Zeitpunkt zwischen 1939
und 2009 war die Kaufkraft der
Bürger höher als 1971, dem Jahr
wo die Währungen „frei und unge-
bunden“ wurden. Nur in einer
Welt des Fiat-Money-Systems ist
solcher Betrug möglich.

Autor: Thomas Bachheimer

Fiat-Money. Das Experiment mit ungedecktem Geld ist gescheitert – am Verhalten von Politik, Banken und Investoren.

Umkehrschub für die Umverteilung

Thomas Bachheimer: „Dass nie-
mand diese Geschehnisse rund
um unsere Währung und somit
unser Eigentum ahnen konnte,
stimmt nicht. Es gibt zahlreiche
akademische Wissenschaftler, wel-
che das System hinterfragt haben
und kritische Beobachter  – dazu
zähle ich mich. Die kommen
jedoch nicht zu Wort, zumindest
nicht auf „breiter“ Ebene.

Der Staat achtet natürlich in
höchstem Maße darauf, wer
Volkswirtschaftsprofessor wird,
welcher Wirtschaftsforscher im
Fernsehen über das Wesen und
die Funktionsweise unseres Geld-
es reden darf und wer nicht.

Meine Generation (1966) und die
Generation davor ist in dieser
Beziehung mit einer Lüge aufge-
wachsen. Mit der Lüge, dass unser
Geld „etwas wert“ sei, dass Infla-
tion etwas „Normales“ sei. Die,
die dies eigentlich hätten wissen
müssen, Bankdirektoren, Anwäl-
te, Wirtschaftsprüfer, Experten
aus der Investmentszene, hatten
keinen blassen Schimmer. Nie-
mandem war noch vor 2 Jahren
klar, wie unser Geldsystem funk-
tionierte. Sogar heute noch pro-
pagieren prominente Landesdi-
rektoren von Banken, das Pro-
blem sei gelöst.

Aber sobald jemand diese Miss-
stände erklären wollte, wurden
diese Gedanken weder gedruckt
noch anderwertig verbreitet.

Ich beschäftige mich mit diesem
ungeheuren Phänomen rund um
unserer Währungssystem und
unseren Goldschatz seit ca 2001.
Unzählige E-Mails habe ich an
politische Parteien, Zeitungen
und Banken versendet, alle mit
dem Inhalt: Achtung, Krise vor-
aus, es geht um unser Geld- und
Wertesystem, man muss die Be-
völkerung warnen. Lediglich ein
prominenter ORF-Mitarbeiter ließ
sich mit mir auf E-Mail-Diskus-
sionen ein. Lexpress, als einziges
österreichisches – und unabhän-
giges – Medium druckte meine
„Phantasien“ und Prognosen ab,
die von anderer Seite zumeist mit
dem Stempel ‚Verschwörungstheo-
rie’ abgetan wurde.Langsam,ganz
langsam, vor der Kulisse der sich
abzeichnenden Katastrophe setzt
nun ein Nachdenken ein. Jetzt, im
November 2009,und wahrschein-
lich zu spät, berichtete der
renommierte Spiegel in seiner
aktuellen Ausgabe über das
Problem des freien Geldes und
der Geldmenge. Die konkreten
Auswirkungen werden freilich
auch hier nicht vollends ausge-
sprochen.“

Seit jeher ist der Goldpreis in der jeweiligen Währung das Zeugnis für jeden Notenbanker 
(Finanzverantwortlichen) einer Nation – und das maßlose ungedeckte Gelddrucken wird 
von Investoren mit steigenden Goldpreisen gutiert.

Thomas Bachheimer – CEO der Meridian
Commodity Advisors
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Die Moral der Währungshüter

„Under the agreement, the
European Central Bank (ECB),
the 11 national central banks
of nations then participating
in the new European currency,

plus those of Sweden, Switzer-
land and the United Kingdom,
agreed that gold should remain
an important element of global
monetary reserves and to limit
their sales to no more than 
400 tonnes (12.9 million oz)
annually over the five years
September 1999 to September
2004, being 2,000 tonnes 
(64.5 million oz) in all.“
(Washington Agreement, 1999)

Vorhersehbarkeit

„Gold nämlich spielt dieselbe Rolle im Geldsystem wie das
Schwungrad in einer Maschine, die Bremse eines Zuges oder 
die Sicherung in einem elektrischen System. Es reguliert die 
offene Kreditmenge, welche fürs System ungefährlich ist.
Es garantiert dadurch auch die Qualität indem es zu keinen 
„giftigen Krediten“ kommen kann, welche dann zu Metastasen 
im System werden könnten – aber genau das erleben wir jetzt.
Im auf Schulden basierenden Währungssystem gibt es keine
Richtlinien mehr, welche die Qualität und Quantität der 
Schulden regulieren, es ist eine Einladung zum Desaster.
Es gibt eine Grenze an Schuldmenge bzw eine kritische Masse.
Diese haben wir überschritten. Nach menschlichem Ermessen 
können die offenen Schulden ohne dem Aufkommen einer 

Hyperinflation bzw Deflation niemals 
mehr beglichen werden.“ 

Antal Fekete

Um dieses Zeugnis zu verbessern
verkaufen Nationalbanken Gold
um durch das vermehrte Angebot
den Goldpreis zu drücken. Da es
sich bei diesem Edelmetall um
Volksvermögen handet, entspricht
dies einem nationalen und recht-
lichen Balanceakt.

Die Geschichte des Goldpreises

Nachdem sich das Edelmetall nach
der Auflösung der Goldbindung
1971 bis 1980 nahezu verdreißig-
fachte, setzte – ausgehend von den
Zentralbanken – eine wahre Ver-
kaufsorgie ein, welche es auf ein
Preisniveau von ca 250 USD im
Sommer 1999 brachte. Die Politik
und Zentralbanken wollten eine
Abkehr vom Gold, hielten es aber
in ihren Kellern – ohne Zugriffs-
recht des Volkes.

Der letzte große Druck auf das
gelbe Metall wurde 1999 von der
Bank of England ausgelöst, welche
einen Verkauf von 400t Ihrer Gold-
bestände noch im vornhinein an-
kündigte, was den Preis noch
zusätzlich gedrückt hat. Welcher
Verkäufer kündigt denn seinen
Verkauf in einem engen Markt
noch an um damit die Preise weiter

zu drücken? Manch Brite hätte für
den Initiator dieses Wahnsinnsver-
kaufs den wohl geeigneten „Blitz-
und Stuhlgang“-Ausruf parat. Aber
warum machen die Zentralbanken
das? Hiezu gibt Alan Greenspan die
Antwort selbst: Eine nahezu hyste-
rische Feindschaft gegenüber dem
Gold(standard) verbindet Staatsin-
terventionisten aller Art. Sie spüren
offenbar klarer und sensibler als
viele Befürworter der freien Markt-
wirtschaft, dass Gold und wirt-
schaftliche Freiheit untrennbar
sind und sich wechselseitig bedin-
gen. Denn: Steigt das Gold gemes-
sen an einer Währung, so ist dies
ein klares Zeichen dafür, dass es zu
einem Vertrauensverlust in dieser
Währung gekommen ist. Es ist
nichts anderes als ein Zeugnis für
die Währungshüter, die eigentlich
seit 38 Jahren Währungstöter hei-
ßen müssten.

Die Kaufkraft unserer westlichen
Währungen hat sich, gemessen an
Gold und Öl, in den letzten 6
Jahren gedrittelt bis geviertelt –
trotz der vielen Manipulationen
und nachweisbaren Goldpreis-
drückungen. Ein klares Nicht genü-
gend für Notenbanker, Finanz- und
Wirtschaftsminister.

Die jüngere Goldpreis-Geschichte

Als der Preis weit genug „unten“
war, hat man sich besonnen und
auf die Verkaufsexzesse reagiert.
Schon im September 1999 wurde
von den Zentralbanken das Wa-
shington Agreement eingerichtet,
welches die Zentralbankverkäufe
regulieren sollte und damit einen
weiteren Preisverfall des Goldes
stoppen und somit in weiterer
Folge der Enteignung der Bürger
(welche eigentlich ja das Gold
besitzen) verhindern solle. (TB)

Thomas Bachheimer
Meridian Commodity Advisors AG
Bahnhofstraße 24, CH-8001 Zürich

Tel.: +41-79-648 42 24
thomas.bachheimer@meridianca.com

www.meridianca.com

KONTAKT

Hierzu ein kleines Inflations-
rechenbeispiel:Die USA haben 12
Billionen USD Schulden, bei einer
Inflationsrate von 5% (die reale
ist sicher höher)
sind das 600 Mrd
USD, mit denen
sich der Staat ent-
schuldet. Bei 300 Mio Einwohn-
ern sind das 2.000 USD pro Kopf
und Jahr, mit denen der Bürger
für die Staatsschulden mittels
Inf lationierung=Zwangsenteig-
nung=stille/geheime Besteue-
rung aufkommt.

In Österreich kommt man auf
Staatschulden von EUR 25.000
pro Kopf. Bei 5% Inflation ver-
liert jeder Bürger im Jahr EUR

1.250 an Kaufkraft.
Bei Inflation ist der
Staat der Gewinner
– der Bürger ver-

liert. Dies sollte sich jeder einzel-
ne zu Herzen nehmen, wenn die
Herren und Damen Politiker im
nächsten Quartal für weitere
Hilfspakete  werben. Ablehnen.
Ablehnen, ablehnen und dagegen
protestieren.

Gewinner sind der Staat 
und die Banker
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Währungsgrundlage Gold. Die „Goldmoves“ der westlichen und östlichen Zentralbanken unter dem Diktat der FED.

Falsches Spiel mit Nationalbanken
� CHINA
Zum ersten Mal seit über 20 Jahren wur-
den Zentralbanken der FED und EZB zu
Netto-Goldkäufern. Die umsichtigen Chi-
nesen, die schon im April dieses Jahres
mit massiven Goldkäufen auf Bernankes
„Quantiative Easing“, dem währungspoliti-
schen Verzweiflungsakt reagierten, haben
so einiges im Fiat-Money-System in
Bewegung gebracht. Dies war das auslö-
sende Moment für den Start des System-
zerfalles (Lexpress Nr. 52 „China und die
Demontage des Währungssystems“).
Mittlerweile ist China der fünftgrößte Gold-
halter der Welt – noch vor der Schweiz –
und wird durch diesen Schritt wohl in die
Finanzgeschichte eingehen.

� RUSSLAND
Auch Russland reagierte auf die Umstän-
de mit großer Weitsicht. Schon seit 2006
wurden am freien Markt insgesamt 180t
des Edelmetalls gekauft, und es ist ein
offenes Geheimnis, dass die Goldquote
noch weiter ausgebaut werden soll. Der
Gouverneur der russischen Zentralbank,
Alexi Ulyukayev, ließ kürzlich aber mit einer
Meldung aufhorchen: die Zentralbank
werde weiter (bis zu 50t) Gold aufkaufen
und zwar von Gokhran. Gokhran ist die
von Zar Peter dem Großen gegründete
Staatsagentur, die Gold, Palladium, Gem-
men und weitere Preziosen verwahrt.
Erwähnenswert hier: Größe und Inhalt der
Gokhranbestände sind streng geheim, ein
Bruch dieser Geheimhaltung wird mit
Gefängnisstrafe bedroht.

Mainstream-Medien haben diese Transak-
tion wieder einmal völlig falsch interpre-
tiert: „Russland verkauft Gold“ wurde auf-
geregt vermeldet. Meine Interpretation:
ja, der russische Staat verkauft Gold, aber
die Zentralbank kauft dieses Gold zur

Stützung ihrer Währung – also eine rein
monetäre und vernünftige Maßnahme. Mit
einem Nettoverkauf bzw Abfluss aus den
russischen Händen hat das beileibe gar
nichts zu tun – im Gegenteil: Gold in
Gokhranbeständen nutzt dem russischen
Bürger rein gar nichts. Dasselbe Gold
jedoch, währungsstützend eingesetzt, ist
für jeden Bürger jedoch das sprichwörtli-
che „Gold“ wert, trägt es doch dazu bei,
die Kaufkraft der Bürger zu bewahren.
Man kann also sagen, dass hier Bestände
aktiviert werden, was dem genauen Ge-
genteil von Verkauf entspricht.

� ASIEN – ARABISCHER RAUM
Seit jeher hatten die Asiaten eine intensi-
vere und auch emotionalere Bindung zum
gelben Metall als der Westen. In den letz-
ten beiden Jahren ging zwar die Nachfrage
aus Asien im traditionellen Schmuckgold-
bereich zurück, aber die Zentralbanken
von Indien, Sri Lanka, Malediven uvm ver-
meldeten größere Ankäufe. Dass der Ara-
bische Raum durch seine enormen USD-
Währungsreserven besondere Absiche-
rungsbedürfnisse hat ist einleuchtend.
Diesem Fakt wurde mit Zentralbank-
Zukäufen Rechnung getragen.

� FED (FEDERAL RESERVE)
Seit längerem schon brüskiert der Kon-
gressabgeordnete und Ex-Präsidentschafts-
kanditat Ron Paul – in puncto „Währung“
wohl einzig richtig tickende US-Politiker
von Rang – die FED mit Anfragen nach
dem Verbleib des US- Goldes. Eine Beant-
wortung bzw eine Überprüfung der Be-
stände lehnt die FED immer wieder ab.
Laut offiziellen Exportstatistiken dürfte
mittlerweile in den USA so gut wie nichts
mehr liegen. Die USA haben in den letzten
Jahren mehr Gold exportiert als produ-
ziert, das Defizit kann nur neben Altgold

durch Abflüsse aus FED-Beständen ausge-
glichen worden sein. Die FED, der IWF und
ein paar New Yorker „Bankster“ haben das
US-Gold verkauft, verleast oder verswapt.
Das „Gold Lease“ war ein relativ gutes
Geschäft, Gold wurde zu 1% ausgeliehen
und am Markt verkauft – nebenbei wurde
erwünschter Weise der Preis gedrückt –
und mit dem Verkaufserlös wurden
Staatsanleihen zu 3-4% gekauft.

Hier sei auch an die Tatsache erinnert,
dass der Goldpreis AUCH seit Monaten
so konstant steigt, WEIL die FED offen-
sichtlich keine Bestände zur Manipu-
lation mehr hat, oder nicht mehr bereit
ist, noch mehr Gold zu billig auf den
Markt zu werfen. Offiziell hält die FED seit
Beginn der 90er Jahre ihre Goldbestän-
de konstant.

� ÖSTERREICH
War man bis zur Jahrtausendwende hier-
zulande mit Verkäufen zumeist recht zu-
rückhaltend, so hat Österreichs National-
bank in den letzten Jahren Federn lassen
müssen (–37 Tonnen). Zitat: „Die Golder-
löse ab 2000 habe die Zentralbank zur
Aufstockung ihrer Euro-Reserven verwen-
det.“ – Es stellt sich die Frage an die
OeNB, welches Gremium entschieden
hatte, dass die 37 Tonnen an Goldschatz
verkauft werden mussten.

Es ist schwer eruierbar welcher Prozent-
satz an Gold sich auf österreichischem
Boden befindet. Tatsache ist, dass der
Goldbestand wie in Deutschland auch
aus Goldforderungen besteht. Wieviel ver-
borgt wurde ist auch unklar. Wenn das
System zerfällt und das Volk nach dem
Gold fragen wird, müsste Erklärungsbe-
darf vonnöten sein. Dieser Tag scheint
nicht mehr fern zu sein.

� SCHWEIZ
Am höchsten seit jeher war der Schweizer
Franken durch Gold oder andere Edel-
metalle gedeckt. Ende der 90iger-Jahre
kam aus der US-Ostküste der „Nazi-Gold“-
Vorwurf - der Franken konnte ja nicht mehr
in den Euro integriert werden. Die Schweiz
musste reagieren und rund 30% (angeb-
lich) ihrer Goldbestände abverkaufen und
haben so natürlich den Franken geschwächt.

� DEUTSCHLAND
Eine weitere interessante Tatsache über
die Relation „Gold – Nationalbank“ liefert
uns Deutschland. Es gibt keine einzige
zuverlässige Quelle, die Auskunft geben
kann, wie viel Prozent der deutschen Gold-
bestände im eigenen Land aufbewahrt
werden und wie viele in den USA bzw GB.
Schätzungen gehen davon aus, dass sich
75% bis  95% des deutschen Goldes im
Ausland befinden. Die USA haben einen
Posten „Treuhandgold“ im Lager von West
Point, damit könnte das Bundesbanken-
gold gemeint sein. Dieses Gold wurde von
den Deutschen zur Zeit des Wirtschafts-
wunders gekauft – nach dem Motto: wer
sein Gold in den USA lässt, ist unser
Freund, wer nicht ist kein Freund. Dass
dieses Gold mit ziemlicher Sicherheit ver-
borgt, verleast oder verswappt ist, macht
die Sache nicht gerade sympathischer.
Man muss sich das auf der Zunge zerge-
hen lassen: eine der mächtigsten Indus-
trienationen der Welt weiß nicht genau wo
ihr Gold liegt und wird auch nicht darüber
verfügen können.

Dem hat man auch schon resignierend
Rechnung getragen, indem man in der
Bundesbankbilanz (wie auch in anderen
Zentralbankbilanzen) den Bilanzposten
Gold von einem Jahr aufs andere umbe-
nannt hat in „Gold und Goldforderungen“.

„Goldmoves“ 
von West nach Ost

Diese schematische Aufzählung zeigt also
eine starke Nationalgoldbewegung von
West nach Ost bzw in die Taschen dubio-
ser, der FED und den Bankstern naheste-
hender, Organisationen. Die Bevölkerung
einiger westlicher Staaten wurde um ihr
Gold de facto durch irreversiblen Goldver-
leih betrogen. Je höher aber der Goldpreis
steigt, desto schneller kommt es zur
Aufklärung. Das Volk wird nach dem Ver-
bleib des Goldes fragen, weil es ja nun an
Wert und Prestige gewonnen hat. Auch
wenn nun Zentralbanken, welche in den
80ern und 90ern Gold zu einem Spott-
preis verkauft haben, 15 Jahre später be-
reit sind selbiges um das 3-4fache zu-
rückzukaufen, sie werden es nicht mehr
bekommen. Denn jene Gruppe, die sich
das Gold geliehen und verkauft hat, kann
sich einen Rückkauf zu einem dreifachen
Preis nicht mehr leisten. Es kann natürlich
auch sein, dass  die Käufer des geliehe-
nen Goldes nicht willens sein könnten,
dieses Gold wieder zurückzugeben und
hingegen mit diesen Goldbeständen eine
neue Weltwährung planen.

Passend hier möchte ich noch ein Gerücht
aus dem Sommer 2009 erwähnen: die
Bilderberger, jene Gruppe, die von einer
Weltregierung träumt, habe 40.000
Tonnen Gold gekauft. Vor einigen Jahren
noch bildeten 32.000 Tonnen Gold den
offiziellen Gesamtbestand der Zentralban-
ken. Die Erfahrung einer Weltwährung
muss nicht sein – haben wir doch mit der
Dominanz einer Leitwährung schon so viel
Enteignung und Abhängigkeit erfahren
müssen – wie groß wären die Probleme
des Bürgers erst dann bei Vorliegen einer
Weltwährung. Autor: Thomas Bachheimer

In den 28 Jahren seit 1971 gelang es der amerikanischen Nationalbank (FED) Gold als archaisches und anachronistisches Symbol einer Währungsgrundlage 
zu verkünden. Sehr gehorsam verkauften also westliche Notenbanken – insbesondere Briten und Franzosen – ihre Goldbestände um den Goldpreis zu drücken. 
Lediglich die FED hat über die Jahre ihren Vorrat am Edelmetall – zumindest offiziell – gehalten. Insoferne haben sich die westlichen Nationalbanken (unter dem 
Diktat der FED gemessen) an der FED geschwächt. Östliche Nationalbanken hingegen konnten dieses Jahr Goldmengenzuwachs verzeichnen.

Zu Recht fragt sich der Goldin-
vestor, ob dies nicht auch jetzt der
Fall sein könne? Hier einige Grün-
de, warum wir – wenn überhaupt -
noch relativ weit weg sind von
einer solchen Blase.

1. Gold – Die Antipode zur Geldmenge
Blasen entstehen durch ein Zuviel
an Geld. Gold bzw sein Preis
beschreibt genau das Zuviel an
Geld: je mehr Geld desto höher der
Preis da man sich vor der Geld-
menge schützten möchte. Also
kann Gold nicht mit anderen Bla-
sen verglichen werden.

2. Größe des Goldmarktes
Hierzu zeigt die Skizze, wie ver-
schwindend klein (noch) der Gold-
markt im internationalen Vergleich
ist. Die Gesamtkapitalisierung des
Goldmarktes liegt unter dem Wert
von WalMart oder Microsoft und
beträgt ein Zehntel von der Ener-
giemarktkapitalisierung.

3. Vergleich der Goldblase 
1980 vs. 2009

Der Goldpreis hat sich von 1971-
1980 fast verdreißigfacht, bevor
diese Blase durch künstliche Ge-
nerierung von Angebot durch die

Zentralbanken abgebaut wurde.
Diesmal liegt er erst beim Vier-
fachen seines Ausgangniveaus –
also haben wir noch einen langen
Weg vor uns.

Vergleicht man die Amplituden so
wären wir erst ab einem Preis von
USD 7.000 in einer ähnlichen
Situation wie 1980. Weiters ist zu
bedenken, dass die US-Zentralban-
ken kein Gold mehr haben, um
einen solchen Verkaufsdruck zu er-
zeugen.

4. Der Anteil von Gold an den 
internationalen Währungsreserven

Gold hatte zu den Höchstständen
1980 rund 70% Anteil an den inter-
nationalen Währungsreserven.
Trotz der gerade im Jahr 2009 auf-
keimenden Bemühungen einiger
maßgeblicher Länder den Gold-
anteil zu erhöhen sind es heuer
lediglich 10%.Auch dies spricht in
höchstem Maße gegen eine Blasen-
bildungstheorie des Goldes.

Autor: Thomas Bachheimer

Die Investmentwelt wird nicht zuletzt wegen der mangelnden „Schwerkraft“ unseres Währungssystems durch die Bildung von Blasen geprägt. Seit 1971 waren
da Energiepreis-, 1. Gold-, Aktien-, Technologie-, Immobilien- und wieder Energiepreisblasen. Natürlich kommen nun täglich mehr Skeptiker auf den Plan und rufen
eine Goldblase aus. 

Befinden wir uns bereits in der Goldpreisblase?

DIE KAPITALISIERUNG DES GOLDMARKTES IM VERGLEICH

Thomas Bachheimer: „Die Kauf-
kraft der Bevölkerung ist massiv
geschrumpft. Das Realeinkom-
men in Amerika war 1971/72 am
höchsten – bis heute. Zu keiner
Zeit von 1941 bis 2009 verfügte
der durchschnittliche US-Arbeit-
nehmer über mehr Kaufkraft als
zur Zeit der Auflösung des Gold-
standards.

Zufall? Ganz im Gegenteil. Das
Geldmengenwachstum bzw die da-
mit verbundene Inflation schafft
einen gewollten Kaufkrafttransfer
von Arm zu Reich, von Bürger zu
Banken und politischen Eliten.
Zuletzt erst konnte man mitver-
folgen wie ungedecktes Geld für
Bankenhilfspakete gedruckt wur-
de, wobei einige Banken nicht
einmal die ersten Zinsen zurück-
zahlen können. Der Bürger zahlt
den Spaß mittels Kaufkraftver-
lust. Dieses Phänomen tritt welt-
weit in Erscheinung. Wahre Um-
verteilung sieht anders aus, näm-
lich genau umgekehrt. Dieses
Spiel funktioniert natürlich nur in

einer ungedeckten und auf
Schulden basierenden Geldwelt.

Beweis hiefür: die Kaufkraft ist
leicht schwächer geworden, der
Dow hat sich vervierzehnfacht
(daran hat sicher nicht der Nor-
malbürger verdient). Auch eu-
ropäische Indizes haben sich ver-
vielfacht, Banken haben ihren
Anteil am GDP massiv erweitert,
Umsätze erhöhen können. Nicht
zuletzt haben sich die Gagen der
Bankmanager in den Orbit kata-
pultiert – auch jener, deren Ban-
ken beim Staat um Hilfe bitten
mussten. Die Parteienförderung
hat sich von 1979 mit 30,74 Mio
Euro auf unglaublich sportliche
178,89 Mio Euro versechsfacht.
Quelle: „Politikfinanzierung in Österreich“
Hubert Sickinger (Czernin-Verlag). Und
dies, ich wiederhole mich be-
wusst, bei einer sich verringern-
den Kaufkraft der Durchschnitts-
bürger. Geld und Macht haben
sich vom Bürger in Richtung Staat
und Banken bewegt – und dies in
noch nie dagewesenem Ausmaß.“

Die Umverteilungslüge

Gold-
Industrie Walmart Microsoft

Exxon
Mobil

Pharma-
zeutische
Industrie

Öl & Gas
Industrie

Commercial
Banking
Industrie



Für Gemeinden und Siedlungen ab 7.000 Haushalten bietet UCN eine spezielle hochtransparente TV- und Internet-Lösung an. Darüber hinaus wird ein Gemeinde-
sender gratis zur Verfügung gestellt auf dem gemeinderelevante Informationen gesendet werden. Digitale Abstimmungen und Online-Einkauf sind nur ein kleiner
Ausschnitt aus den weltweit einzigartigen Gemeindelösungen von UCN, von denen auch private Endverbraucher und Unternehmen profitieren.

PROMOTION. UCN – United City Network – bietet Gratis-Breitband aus jeder Steckdose und für alle Bürger.

Kostenloses Internet und TV für Gemeinden

Gemeinden erhalten mit dem kos-
tenlosen UCN-System eine Vielzahl
an Anwendungsmöglichkeiten, in
denen kommunale Dienste inte-
griert werden können. So ermög-
licht die Anbindung die zielgenaue
Kommunikation mit jedem Haus-
halt, die Integration von Bürgerser-
vice-Leistungen (Katastrophen-
alarm, etc) und die datengeschütz-
te Umsetzung von e-Government.

Bestehende Systeme mit admini-
strativen Aufgaben wie der Ver-
rechnung von Gemeindeabgaben
können an das UCN-Netz ange-
schlossen werden.

Wie das konkret funktioniert
erklärt die Geschäftsführung der
United City Network: „Um die lau-
fenden Betriebskosten für Ge-
meinden zu reduzieren installiert
UCN innerhalb eines gemeindein-
ternen Knotenpunkts die Strea-
ming und Uplink Server. Damit
können TV und Applikationen auch
im Offlinezustand (zB bei Leitungs-
schaden) weiter geliefert werden.
Durch den Einsatz von PLC
Technik (Powerline) wird das
Kopplungssignal direkt in das
Strometz induziert und somit in

jeden Raum und an jede Steckdose
übertragen. Sie benötigen kein
Modem und keine Leitungslegung
mehr. Auch Gemeinderäume wer-
den in diesem Konzept angebun-
den und in das UCN High Speed
Netz eingebunden. Voraussetzung
ist eine entsprechende Uplink
Leitung ins UCN Datacenter.“

IPTV für Unternehmen und 
private Endabnehmer

Durch den Einsatz einer hochper-
formanten Netzwerkstruktur lie-
fert UCN von Standard-TV bis hin
zu Full-HD-TV alle möglichen
Bandbreiten. Um dem Kunden da-
rüberhinaus die Freiheit der Orts-
unabhängigkeit zu gewährleisten,
wird das TV- und Internetsignal
über das Stromnetz übertragen.
Diese Transportlösung ermöglicht

physische Bandbreiten von bis zu
200 Mbit/s.

Ob nun das TV-Gerät im Wohnzim-
mer, im Schlafzimmer oder in den
Büroräumlichkeiten platziert wird
ist für die UCN TV & Internet-
lösung unabhängig, da jede Steck-
dose im Haushalt zum  Internet-
und TV-Lieferanten wird.

Jeder Haushalt bzw jedes Unter-
nehmen erhält kostenlos die erfor-
derliche Hardware (Set Top Box),
Internetzugang (Breitband), kos-
tenlose Telefonie innerhalb der
Stadtgrenzen, Mobiltelefon sowie
Lifestyle- und Shopping-Portal am
TV-Gerät.

Durch die optimale Ausnutzung
des Portals ist so die Stärkung
regionaler Klein- und Mittelunter-
nehmen durch die Gemeinde ge-
währleistet. Neue Vertriebskanäle
erleichtern das zielgenaue Pro-
duktmarketing der Betriebe.
Ebenso ist eine Kostensenkung
durch die günstige IT-Infrastruktur
zu erzielen: jeder KMU erhält bei
Bedarf einen Thin-Client kostenlos.
Weiters ist Telearbeit (Arbeiten von
Zuhause) über das System kosten-
günstig realisierbar sowie sämtli-
che e-Commerce-Lösungen mit ein-
fachen und sicheren Auswahl-,
Bestell- und Zahlungsvorgängen.

Da Papier für eine moderne Akten-
führung zunehmend zu schwerfäl-
lig wird, hat praktisch überall die
elektronische Archivierung Einzug
gehalten. Und hier beginnt nun das
Dilemma: was archivieren wir wie,
welches Papier möchten wir auf-
bewahren, wann darf ich die Pa-
piere entsorgen, sind die Papiere
überhaupt die Originale und dür-
fen wir überhaupt alles für immer
aufbewahren? Sie haben sich die
eine oder andere Frage sicherlich
schon einmal gestellt, wir werden
Ihnen hier die wichtigsten Fragen
beantworten.

Hinsichtlich des betriebswirt-
schaftlichen Mehrwertes sollte
man ins Kalkül ziehen,dass die Pro-
zesse schneller werden, man also
schnell mehr richtige Antworten
zu den vorhanden Dokumenten
(wichtiger Teil des Wissens der
Organisation) erhält. Dadurch sinkt
die Fehlerquote, Doppelarbeiten
werden vermieden und vor allem
findet man auch, was man sucht.
Des Weiteren werden die Wegzei-
ten praktisch auf null reduziert.

Wir können hier keine allgemein
gültige Zahl in Euros angeben, aber
es lässt sich von einem Fachkun-
digen für jede Organisation recht
genau ein Business Case aufstellen.
Wichtig ist hierbei nur, dass dieser
individuell erstellt wird und kein
08/15 Modell verwendet wird.Was
man aber sicherlich sagen kann:
erfahrungsgemäß gibt es eine
große Anzahl von Geschäftspro-
zessen, die durch eArchive auf ein
Drittel ihres Aufwandes reduziert
werden können und durch passen-
de Work Flows kann man noch grö-
ßere Effizienzen bei gleichzeitiger
Verbesserung der Effektivität errei-
chen.

Die gesetzlichen Vorgaben ergeben
sich aus der Verpflichtung zur
Transparenz und Nachvollziehbar-
keit, den Anforderungen der Ord-
nungsmäßigkeit, und dies alles ist
verpackt in diversen Gesetzen  und
der gelebten Judikatur.

Eine besondere Rolle kommt den
Regelungen des Datenschutzgeset-
zes zu, da dieses durch seine

Schutzfunktion des Bürgers zu kon-
fliktierenden Zielen führen kann
(zB Auskunftsrecht § 26, Recht auf
Richtigstellung / Löschung § 27,
Widerspruchsrecht § 28).

Aus den vorangegangenen Zeilen
ergibt sich zwangsläufig, dass man
das Papier vernichten sollte. Nun,
dies geht in vielen Fällen, aber
eben nicht in allen. Um die Papier-
dokumente entsorgen zu können,
muss man unbedingt darauf ach-
ten, dass der Prozess der elektroni-
schen Archivierung durchgängig
ordnungsgemäß ist und kein Zwei-
fel daran besteht, dass die Handha-
bung der Unterlagen in elektroni-
scher Form in keinster Weise mit
einem höheren Risiko belastet ist,
wie dies zuvor bei der Handha-
bung mit Papier war.

Die Angebotsphase sollte gut vor-
bereitet werden, sehen Sie sich
unbedingt echte Referenzen vor
Ort an. Die sonstige Beschaffungs-
vorgehensweise ist ähnlich wie
bei jedem anderen IKT Projekt
auch.

Durchdachte Organisation

Die Einführung eines eArchives ist
für das eigene Unternehmen in
erster Linie ein organisatorisches
Problem und nicht ein techni-
sches. Bevor man nicht weiß, was
man wie wieder finden will und
was man wie archivieren muss, ist
es nicht sinnvoll, eine technische
Umsetzung zu beginnen. Daher
den Anbieter erst nach den Haus-
aufgaben auswählen. Darüber hin-
aus sollte zumindest folgendes
bedacht werden: Klarheit über die
Art und die Objekte, die zu archi-
vieren sind. Welche Referenzen
gibt es, passen diese zu den Anfor-
derungen.

Unumgänglich ist, dass die drei Ele-
mente „Betriebswirtschaft,Technik
und Recht“ Hand in Hand gehen
und optimal auf einander abge-
stimmt sind und damit die entspre-
chende Berücksichtigung finden.

Für Fragen wenden Sie sich bitte
an die Autoren unter:
office@opp-beratung.com

Die Autoren:
Mag. Ing. Markus Oman, allgemein beei-
deter und gerichtlich zertifizierter Sach-
verständiger für das Fachgebiete Arbeit,
Betrieb, Bürowesen. Geschäftsführender
Gesellschafter der O.P.P.–Beratung
(www.opp-beratung.com). Frühere
Tätigkeit bei KPMG, als Prokurist bei
KPMG Linz und bei Deloitte, als
Geschäftsführer bei Deloitte Wien.
Leopold Zeller, verfügt über fast 40
Jahre IKT Wissen und ist seit mehr als
zehn Jahren mit eArchiven, Work Flow
und eSignaturen, in sehr großen Organi-
sationen, befasst.
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UCN – UNITED CITY NETWORK 
Angela Emzita, MBA

Steingasse 23, A-1030 Wien
Tel. +43-(0)664 1175843

E-Mail: angela.emzita@ucn.at
www.ucn.at

KONTAKT

eArchiv. Eine Vielzahl von Geschäftsprozessen können durch eArchive auf ein Drittel ihres Aufwandes reduziert werden.

eArchivierung ist keine staubige Angelegenheit

UCN-SERVICES

� Kommunale Dienste
- Katastrophenalarm
- Bürgerservice: Gemeindeinforma-

tion und -kommunikation
- e-Government
- Videoüberwachung von öffentlichen

Bereichen
� Unterhaltung
- Lineare Programmangebote: Free-

TV, Pay-TV, Sparten-TV, Community-TV
- On Demand Angebote: 

Video und Musik on Demand
- NPVR: der digitale Videorecorder 

im Netzwerk
- Spiele, Karaoke, etc
- Internet
� Kommunikation
- E-Mail, Messaging, etc
- Telefonie innerhalb der Stadtgren-

zen kostenlos (Festnetz und Mobil)
- Videotelefonie, E-Learning
- SMS, MMS
� Life-Style und Teleshopping
- Teleshopping (zB Versandhandel,

Essen auf Bestellung, etc.)
- Haus- bzw. Wohnungssteuerung 

(zB von Haushaltsgeräten, Licht,
Heizung, etc)

- Security (zB Alarmanlage, Video-
überwachung, etc)

- Überwachung von Heimpflege-
betten, Dialysegeräte, etc.

ÜBER UCN

United City Network liefert IPTV, High
Speed Internet und zahlreiche inter-
aktive Dienste innerhalb der
Gemeinde direkt ins Haus oder ins
Büro. Innovative Lösungsansätze
unter Verwendung der neuesten
Technologien vereinfachen die Um-
setzung und den Gebrauch durch den
Endverbraucher.

UCN City Network – „Keep it simple“ –
gemäß des UCN-Mottos soll der Anwender
Produkte nutzen können, ohne das
Handbuch auswendig lernen zu müssen.

Illu
str

at
ion

: U
CN

IPTV FÜR JEDEN GEMEINDEBÜRGER

High Speed Internet – vom Büro, Einfamilienhaus bis zur Wohnsiedlung können 
UCN-Kunden an jeder Steckdose die vielfältigen Services nutzen. Dabei ist keine 

aufwändige Modemkonfiguration nötig – einfach anstecken und los legen

High-Speed mit Anschlussfreiheit

Der gesamte Bezirk auf Ihrem Fernseher. UCN bringt lokale Inhalte 
auf Ihren Fernseher. Ob Bezirksfernsehen oder 24 Stunden Shopping – 
Ihr Grätzl wird zum Zentrum Ihres Wohnzimmers.

Die wichtigsten Fragen zum
betriebswirtschaftlichen Mehrwert
und zu den gesetzlichen Vorgaben:
� Wie hoch ist der betriebs-

wirtschaftliche Mehrwert
� Was sollte man bzw. darf man 

archivieren
� Darf man Papier entsorgen 
� Was sind die gesetzliche Vorgaben
� Welchen Anbieter verwenden
� Gelten ausländische Testate und 

Zertifizierungen für in Österreich 
laufende Archivprozesse

In Zeiten wie diesen, wo man sehr oft mit Nachdruck ersucht wird, einen Nachweis über etwas zu führen, das schon einige Zeit zurückliegt, macht es Sinn 
seine Unterlagen aufzuheben – eben zu archivieren. Grundsätzlich gilt dies für alle Branchen, aber besonders für jene die stark in der Öffentlichkeit stehen
oder besondere Sorgfaltspflichten haben oder eben sogar beides, wie der Gesundheitssektor, Banken und Versicherungen.
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Im Interview zeigen Rechtsanwalt
Dr. Orlin Radinsky von der Kanzlei
BRAUNEIS, KLAUSER, PRÄNDL so-
wie Erich Scheiber, Geschäftsfüh-
rer der staatlich akkreditierten
Zertifizierungsorganisation CIS, die
juristischen Vorteile von ISO-
Zertifikaten auf. Die internationa-
len Standards ISO 27001 für
Informationssicherheit und ISO
20000 für IT Service Management
minimieren das Haftungsrisiko
überall dort, wo vertragliche Leis-
tungen von IT-Unterstützung und
Informationsschutz abhängen.
„Das betrifft in der Realität bereits
einen Großteil der Unternehmen.
Auch KMU setzen zunehmend auf
standardisierte Sicherheit, weil
ISO-Normen aufgrund ihrer Flexi-
bilität unabhängig von Branche
und Firmengröße schlank und effi-
zient einsetzbar sind“, erklärt Erich
Scheiber. In Österreich zertifizierte
KMU sind unter anderem die
Analytika Betriebsberatung, IT-
Dienstleister wie Logic4BIZ, EDVG
und CQR Payment Solutions oder
Softwarehersteller wie Fabasoft
und Selected Services.

Was sind juristische Schlüsselbegriffe
für Unternehmen?
Dr. Orlin Radinsky: „Leistungser-
bringung nach dem ‚Stand der
Technik’ und ‚Sorgfalt’ ziehen sich
durch das gesamte Wirtschafts-
recht. Aber: juristische Begriffe

‚leben’. Was früher als sorgfältig
galt, kann heute unzureichend
sein. Und wenn Leistung aufgrund
mangelnder Sorgfalt nicht erbracht
wird, drohen Schadenersatzforde-
rungen.“

Welche Gesetze kennt man dazu?
Dr. Orlin Radinsky: „Schon GmbH-
und AG-Gesetz schreiben die ‚Sorg-
falt eines ordentlichen Geschäfts-
mannes’ vor. Sorgfaltspflicht und
Stand der Technik ziehen sich auch
durch das Immaterialgüterrecht für

Patente, die Produkthaftung, das
Datenschutzgesetz, das Unterneh-
mensrechtsänderungsgesetz oder
die Gesundheitstelematikverord-
nung.“

Welchen Bezug gibt es zu 
ISO-Standards für die IT?
Erich Scheiber: „Wenn es in be-
stimmten Bereichen als Stand der
Technik gilt, standardisierte Infor-
mationssicherheit oder IT Service
Management anzuwenden, wird
bei Schadenseintritt die Einhaltung
der jeweiligen ISO-Norm geprüft.
Sobald eine ISO-Norm oder
ÖNORM veröffentlicht ist, gilt
diese als Maßstab bei Gerichtsgut-
achten. Denn ISO-Standards basie-
ren auf Good-Practices, die welt-
weit definiert wurden. In jenen
Bereichen, für die es ISO-Normen
gibt, muss die Geschäftsleitung
sicherstellen, dass das Unterneh-
men auf diesem Level arbeitet. Der
‚Sorgfaltsmaßstab’ kann dabei je
nach Leistungen und Risiken unter-
schiedlich ausfallen.

Welche Rechtsvorteile bringt 
eine Zertifizierung?
Erich Scheiber: „Managementsys-
teme nach ISO 27001 oder ISO
20000 verlangen, sich genaue
Kenntnis über relevante Gesetze
zu verschaffen – und es ist genau
zu prüfen, ob diese eingehalten wer-
den. Damit wird ein juristisches

Sicherheitsnetz im Unternehmen
eingezogen, welches auch vor
Gericht zählt. In Gerichtsverfahren
hängt der Prozessausgang häufig
von der Nachweisbarkeit sorgfälti-
ger Leistungserbringung ab: sorg-
fältiges Handeln muss explizit
nachgewiesen werden. In Fällen
mit IT-Bezug liefert eine Zertifizie-
rung nach ISO 27001 oder ISO
20000 einen objektiven Sorgfalts-
nachweis von einem unabhängi-
gen Zertifizierer.Auch die kontinu-
ierliche Verbesserung mittels Au-
dits und Re-Zertifizierungen ent-
spricht dem juristischen Sorgfalts-
grundsatz.“

Trifft zertifizierte Unternehmen
trotz Fehler kein Verschulden?
Dr. Orlin Radinsky: „Zäumen wir
das Pferd so auf:Mit ISO 27001 und
ISO 20000 lässt sich sorgfältige
Leistungserbringung besser nach-
weisen. Unterlaufen trotz Sicher-
heitsmaßnahmen Fehler, besteht
im Prinzip keine Schadensersatz-
verpflichtung. Daher empfehlen
wir zertifizierten Unternehmen,
bei Service Agreements die ent-
sprechende ISO-Norm als Maßstab
für die Leistungserbringung in den
Vertrag aufzunehmen. Das erhöht
die Sicherheit für Kunden und
minimiert das Haftungsrisiko.“

Befreit eine Zertifizierung die
Geschäftsleitung aus ihrer Haftung?

Erich Scheiber: „Bei bestimmten
Schadensfällen wie etwa bei Pro-
dukthaftung kann die Gesellschaft
Ansprüche gegen die eigene Ge-
schäftsleitung geltend machen,
wenn diese es verabsäumt hat, ein
Internes Kontrollsystem einzurich-
ten. Ist das Unternehmen ISO-zerti-
fiziert, womit wesentliche IKS-An-
forderungen wie Dokumentation
und Überprüfungen abgedeckt
sind, hat die Geschäftsleitung ihre
Sorgfaltspflicht erfüllt und gute
Karten vor Gericht.“

www.cis-cert.com

Legal Compliance. Rechtsvorteile von ISO-Zertifikaten in der IT für kleine- und mittlere Unternehmen.

Gute Karten vor Gericht mit ISO-Zertifikaten

Erich Scheiber – Geschäftsführer CIS:
„Managementsysteme nach ISO-Standards
wirken wie ein juristisches Sicherheitsnetz
im Unternehmen. Das Zertifikat gilt als
Nachweis für sorgfältiges Vorgehen.“
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Dr. Orlin Radinsky – Rechtsanwalt bei
BRAUNEIS, KLAUSER, PRÄNDL:
„Für zertifizierte Unternehmen macht es
Sinn, ISO-Standards in Service Agreements
aufzunehmen. Dies erhöht die Sicherheit für
Kunden und minimiert das Haftungsrisiko.“

Fo
to

: R
ad

ins
ky

Legal Compliance, die Einhaltung von Gesetzen, ist eng mit aktuellen Normen und Standards verbunden. Vor allem bei Gewährleistungs- und Schadenersatz-
forderungen – Stichwort Vertragsbruch – verwenden Sachverständige ISO-Normen zur Bewertung. Geprüft wird, ob das geklagte Unternehmen nach dem 
Stand der Technik und mit Sorgfalt gearbeitet hat. Diese zwei Punkte sind häufig für den Prozessausgang entscheidend. 



ebInterface 3.0 wurde von der
österreichischen  IT-Standardisie-
rungs-Organisation Austria Pro im
Auftrag der Wirtschaftskammer
Österreich und des BMWFJ als offe-
ner technischer Standard entwi-
ckelt und ist ab sofort kostenlos
erhältlich.Von dem neuen Angebot
profitieren auch Österreichs Ein-
Personen sowie Klein- und Mittel-
unternehmen: die Online-Plattform
epunet, bei der KMU sämtliche Ge-
schäftsprozesse online abwickeln
können, unterstützt den neuen
Standard und ermöglicht so auch
kleineren Unternehmen, von der
strukturierten E-Rechnung zu pro-
fitieren.

Rund zwei Drittel der österreichi-
schen Unternehmen haben schon
einmal elektronische Rechnungen
erhalten und mit 33% wird die Zahl
jener, die E-Rechnungen selbst ver-
senden, immer größer (Quelle: E-
Business Umfrage WKÖ, Dezember
2008). Ein großer Teil davon
begnügt sich bisher allerdings mit
dem Versenden digital signierter
pdf-Dokumente. Dies ist zwar für
den Rechnungsversender prak-
tisch und aus rechtlicher Sicht
auch völlig in Ordnung, der Rech-
nungsempfänger wird aber um den
größten Teil der Einsparungsmög-
lichkeit durch die E-Rechnung ge-
bracht.

„Wirkliches Sparen für jeden ist
beim elektronischen Rechnungs-
versand erst mit der strukturierten
E-Rechnung möglich“, so Gerhard
Laga,Arbeitskreisleiter E-Rechnung
bei Austria Pro und Leiter des E-
Center der Wirtschaftskammer
Österreich. „Denn hier spart nicht
nur der Versender Porto und
Ausdruck. Auch der Empfänger
kann das strukturierte Dateiformat
nun direkt in sein Buchhaltungs-
programm einlesen, weiterverar-
beiten und anschließend archivie-
ren. So lässt sich das gesamte

Einsparungspotenzial der E-Rech-
nung voll ausschöpfen.“

Strukturierte E-Rechnung nützt
Versender und Empfänger

Der neue E-Rechnungsstandard
ebInterface 3.0 basiert auf dem
XML Datenformat, das den Aus-
tausch strukturierter Daten zwi-
schen Unternehmen über das
Internet möglich macht. So wird
der elektronische Rechnungskreis-
lauf erstmals ohne Brüche ge-
schlossen (siehe Grafik).

Alle erforderlichen Rechnungs-
informationen, wie Rechnungs-
datum, fortlaufende Nummer,
Rechungsaussteller, Empfängerda-
ten, Rechnungsbetrag, Steueranteil
usw werden von der Buchhal-
tungsanwendung automatisch er-
kannt, direkt eingelesen und wei-
terverarbeitet.

Der Versender erstellt die Rech-
nung an seinem Computer und
schickt sie direkt als digital signier-
tes XML-Dokument an den Emp-
fänger, lästiges Ausdrucken und
Kuvertieren sowie Porto entfallen.

Der Empfänger kann die empfan-
gene Rechnung direkt an seinem
Computer weiterbearbeiten (zB
kontrollieren und zur Zahlung frei-
geben) und archivieren,das mühsa-
me und zeitaufwändige Abtippen
und Eingeben ins System entfallen.
Auch die Weitergabe der Daten an
den Buchhalter oder Steuerberater
wird so optimiert.

Spezielle Angebote für KMU 

In die technische Entwicklung des
E-Rechnungs-Standards sind die

führenden IT-Unternehmen des
Landes eingebunden.Wie bei allen
von Austria Pro entwickelten E-
Business-Standards handelt es sich
beim neuen E-Rechnungsstandard
ebInterface um einen offenen
Dokumentenstandard, der in unter-
schiedliche E-Business Anwendun--
gen integriert werden kann.

Die ersten Anwendungen sind
bereits auf dem Markt verfügbar:
Mit der Online-Plattform epunet
steht erstmals auch eine günstige
Variante für KMU zur Verfügung.

epunet macht die mobile Verwal-
tung aller Geschäftsprozesse ohne
Installation einer Software um eine
monatliche Grundgebühr von 12
Euro möglich, auch die digitale
Signatur ist hier bereits integriert.
Größere Unternehmen, die auf die
Software von Anbietern wie BMD
oder MESONIC setzen, profitieren
ebenfalls bereits von der Integra-
tion des neuen Standards in deren
Finanzbuchhaltungs- und ERP
Softwareprodukte.

Breite Zustimmung zum neuen
strukturierten E-Rechnungsstan-
dard kommt auch vom Bundesmi-
nisterium für Finanzen. E-Rech-
nungen an den Bund sollen schon
bald nur mehr in diesem struktu-
rierten Dateiformat angenommen
werden, wie aus dem BMF zu ver-
nehmen ist.

„Software-Unternehmen, die die-
sen offenen technischen Standard
ebenfalls nutzen und ihren Kunden
einen die Erstellung oder Verarbei-
tung strukturierter elektronischer
Rechnungen anbieten wollen, kön-
nen sich jetzt direkt an Austria Pro
(www.austriapro.at) wenden“, so
Gerhard Laga.

Die Studienergebnisse zeigen, dass
die meisten Behörden – obwohl sie
entsprechende Pläne verfolgen –
nicht aktiv genug auf ihre „Kun-
den" hören. Länder, die eine stärker
bürgerorientierte Politik betreiben,
sind in diesem Punkt im Vorteil.
Über ganz Europa hinweg bleibt
jedenfalls eine deutliche Lücke
zwischen der Verfügbarkeit sowie
dem Ausbau der Leistungsangebote
für Bürger auf der einen Seite und
Unternehmen auf der anderen.

Die Ausgaben im öffentlichen Sek-
tor in Europa betragen etwa 1.500
Milliarden Euro jährlich. Die elek-
tronische Beschaffung entwickelt
sich dabei zu einem netzwerkge-
bundenen, stärker kontrollierbaren
Prozess, der Silodenken zwischen
Behörden aufweicht und die öffent-
liche Beschaffung transparenter für

die Lieferanten macht – sowohl
national als auch über Grenzen hin-
weg. Verbunden ist damit Einspar-
potenzial bei den Ausgaben. So steht
eProcurement im Mittelpunkt der
Bemühungen der Staaten.

eGovernment als eine 
Antwort auf Steuerrückgang

Die Wirtschaftskrise wird auf viele
Jahre die finanziellen Möglichkei-
ten der EU-Staaten einschränken.Da-
mit geraten auch die Investitionen
in das eGovernment in den Blick,
allerdings erhöht sich auch gleich-
zeitig der Druck auf die Service-An-
bieter, die Qualität der Leistungen
auszubauen. „Sparen und besser
werden“ lautet also die Losung.Vor
allem die Investitionen der Vergan-
genheit müssen sich nun maximal
auszahlen.

Das ambitionierte Ziel,die Bürokra-
tiekosten bis zum Jahr 2012 um 25
Prozent zu senken, kann hier zei-
gen, was für finanzielle Vorteile
eine online-fähige Administration
erzielen kann. Beispiele finden sich
in einigen Mitgliedstaaten wie Grie-
chenland, Slowenien und Belgien.

Insgesamt legen die Staaten unter
dem Kostendruck ein größeres Au-
genmerk auf die Konsolidierung
sowie die gemeinsame Nutzung
von Infrastrukturen und Service-
Erbringung. Allerdings hat sich die
Idee einiger Staaten, sogenannte
Shared Services, oftmals auch in
gemischten öffentlich-/privaten-
/Dritter-Sektor-Konstrukten, aufzu-
bauen, noch nicht im gesetzten
Zeitrahmen ausgezahlt. Der Kos-
tendruck wird aber diesen Maß-
nahmen neues Leben einhauchen.

Auf Seiten technischer Grundlagen
wird beispielsweise Cloud Compu-
ting als ein gemeinsames IT-Liefer-
modell neue Ansätze für sinkende
Kosten im Rahmen von Shared
Services bieten.

„Die Wirtschaftskrise wird langfris-
tige Folgen für die Budgets von
Behörden haben. Der Ansatz ‚mehr
für weniger‘ wird dabei als Lösung
nicht ausreichen. Es geht eher in
die Richtung ‚doppelt so gut, in der
Hälfte der Zeit, für die Hälfte der
Kosten‘. Die Bürger wissen, was an
Service möglich ist und erwarten
dies von ihren Kommunen, Län-
dern und dem Staat“, so DI Bernd
Bugelnig,Vice President Capgemini
und Leiter des Bereichs Custom
Software Development in Öster-
reich. „Die Fähigkeit, die zur Verfü-
gung stehenden Mittel und Tech-
nologien in spürbare Ergebnisse
umzusetzen,spielt hierbei eine ent-
scheidende Rolle. Wenn wir die
Möglichkeiten nicht nutzen, fallen
wir im globalen Standortwettbe-
werb hinter anderen Nationen wei-
ter zurück.“        www.at.capgemini.com

Mit dem neuen E-Rechnungsstandard ebInterface 3.0 profitiert ab sofort jedes Unternehmen vom Versand strukturierter E-Rechnungen.
Neu dabei ist, dass der Rechnungsempfänger das strukturierte Dateiformat direkt in seine Buchhaltung einlesen kann und so das gesamte Einsparungspotenzial
der E-Rechnung ausgeschöpft wird.

Die aktuelle Benchmarkt-Studie zum eGovernment von Capgemini konstatiert eine deutliche Lücke zwischen der Verfügbarkeit von Dienstleistungen und 
der tatsächlichen Nutzung, vor allem durch die Bürger. Die Gemeinsamkeiten bei Ländern mit einer guten eGovernment-Ausbaustufe sind: Das Thema ist an 
höchster Stelle im Land aufgehängt, es herrschen klare Prioritäten und es existiert eine gute Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Institutionen.

Projekt E-Rechnung. Neuer Standard für E-Rechnung bringt Vorteile für jedes Unternehmen.

Stukturierte E-Rechnung bringt Einsparungen
für Versender und Empfänger

Dr. Gerhard Laga – Arbeitskreisleiter 
E-Rechnung bei Austria Pro und Leiter 
des E-Center der WKÖ
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DI Bernd Bugelnig – Vice President Capgemini
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ebInterface –
Der österreichische XML

Rechnungsstandard

� ist seit 01.04.2009 österreichischer
Standard für rechtskonforme elektroni-
sche Rechnungen
� evaluiert mit dem Bundesministerium
für Finanzen
� ist ein Standard auf Basis von ver-
breiteten Internet-Technologien
� ist eine kostensparende Innovation
für KMU
� ist ein kostenfreies Produkt für alle
Rechnungssteller und -empfänger
� ist ein österreichweites Format mit
Vorzeigecharakter auf internationaler
Ebene

DIE STRUKTURIERTE E-RECHNUNG

Die strukturierte elektronische Rechnung (grün) ermöglicht endlich
den elektronischen Rechnungkreislauf ohne mediale Brüche.

Während bei der Papierrechnung (rot) viel Zeit und Geld durch
Ausdruck, Versand, Portogebühren und Bearbeitung verloren geht,
bleibt dem Empfänger auch bei der (hoffentlich digital signierten)

pdf-Rechnung (gelb) die händische Rechnungserfassung nicht erspart.
Die strukturierte E-Rechnung dagegen wird gleich im

weiterverarbeitbaren Format geliefert

eGovernment soll Steuerrückgang wettmachen

INFORMATIONS-TECHNOLOGIE14 DEZEMBER 2009



INNOVATIONINNOVATION

„In Zeiten wie diesen“ – dieser
immer wiederkehrende Verweis
auf den Ausnahmezustand der
Wirtschaft zog sich wie ein roter
Faden durch das Messegesche-
hen. In dieser „nie dagewesenen
Situation“ hätten österreichische
Unternehmen bislang vernünftig
und umsichtig reagiert, befanden
die Diskussionsteilnehmer des tra-
ditionellen AMS-Expert-Talk zum
Messeauftakt.

„Die Folgen sind noch nicht so
schlimm, weil zunächst Export
und Sachgüterproduktion betrof-
fen waren, die traditionell auf
Schwankungen vorbereitet sind“,
erklärte Dr. Ulrich Schuh vom
Institut für Höhere Studien Wien.
Zudem stünden viele Unterneh-
men noch unter dem Eindruck
des Fachkräftemangels, der sich
während des außergewöhnlichen
Wachstums bis 2008 in „gewissen
Segmenten des Arbeitsmarktes“
abzeichnete, bemerkte Mag.
Christian Havranek. „Sie haben
verstanden, dass es um Human-
kapital und Kompetenzen geht“,
erklärte der Partner von Deloitte
Human Capital. „Wir haben alle
Möglichkeiten genutzt – von der

Kurzarbeit bis zum temporären
Gehaltsverzicht durch ‚unpayed
leave‘, also Sonderurlaub“, be-
kannte Mag. Christiana Zenkl, HR-
Leiterin von Infineon Österreich.
Obwohl sie viele Hebel in Be-
wegung gesetzt habe, die noch
keinen Personalabbau beinhalte-
ten, seien auch Freisetzungen
unumgänglich geworden. Der
Stellenabbau habe dabei vor allem
niedriger qualifizierte Mitarbeiter
betroffen. „Die Krise hat bei uns
einen beschleunigten Struktur-
wandel initiiert:die Konzentration
auf den höher qualifizierten
Bereich. Unsere Akademiker-
Quote hat sich in den letzten zehn
Jahren verdoppelt“, erklärte die
HR-Managerin. Zur Wahrung der
innerbetrieblichen Sozialpartner-
schaft bei der Restrukturierung
sei eine offene und direkte
Kommunikation vonnöten. „In
solchen Phasen ist der Dialog
Erfolgskriterium“.

„Jede Krise beschleunigt die
Strukturanpassung. Niedrigqualifi-
zierte Jobs werden kaum noch an-
geboten“, bestätigte Dr. Johannes
Kopf, Vorstand des Arbeitsmarkt-
service. Als bester und letztlich

einziger Schutz vor Arbeitslosig-
keit müsse Qualifizierung im In-
teresse aller sein. Das verstärkte
Angebot im Bereich Weiterbil-
dung und Training und die große
Aufmerksamkeit für das  Thema
Personalentwicklung beim Messe-
Duo zeigte, dass viele Unterneh-
men diese Einschätzung teilen.
Tatsächlich gehören Anbieter von
Aus- und Weiterbildungsprogram-
men zu den Gewinnern der mo-
mentanen Wirtschaftslage. „Ich
merke keine Krise, sondern eine
gestiegene Nachfrage. Das Ver-
ständnis dafür, sich selbst zu ent-
wickeln, ist gewachsen“, erklärte
Dr. Werner Vogelauer von der
Trigon Entwicklungsberatung.

In der Rolle des Coachs sähen Mit-
arbeiter auch gerne die Personal-
abteilung. Das bestätigte eine
Blitzumfrage von Manpower zu
der Frage „Wozu brauchen wir
Personalabteilungen“. „Auffallend
war die häufige Nennung von Mit-
arbeiterberatung, also die Vertrau-
ensposition der Personalabtei-
lung. Mitarbeiter möchten sich mit
allen möglichen,auch persönlichen
Fragen, an sie wenden können“,
erklärte Mag. Andrea Lehky,
Marketing- und Projektleiterin bei
Manpower.

Der Beruf des HR-Managers
mache auch in Zeiten wie diesen
noch Spaß, versicherte Dr. Rupert

Dollinger. Personalentwicklung
und Leadership-Development fän-
den schließlich auch in der Krise
statt. Allerdings sei Standvermö-
gen vonnöten: Wer Everybody's
Darling sein möchte, sollte sich ei-
ne andere Aufgabe suchen“, er-
klärte der  Konzernpersonalchef
der Ersten Bank. Personalisten
müssten den Umgang mit unter-
schiedlichen Charakteren lieben,
sich aber auch mit Zahlen ausken-
nen, so Dr. Dollinger. „Die Kunst
ist kein entweder – oder, sondern
beides, den Sinn für Zahlen und
Menschenliebe zu vereinen.“

Eine positive Bilanz für den HR-
Gipfel in Wien zog Projektleiterin
Natascha Hoffner vom Veranstal-
ter spring Messe Management.
„Auch in Krisenzeiten hat das
Personalwesen keine Auszeit, das
haben die Messen eindeutig
gezeigt“, erklärte die Projektlei-
terin. Eine wichtige Neuerung im
nächsten Jahr steht schon jetzt
fest: Die Personal Austria  und die
Professional Learning beziehen im
Jahr 2010 zu vorgezogener Zeit
einen neuen Ort. Nächster Termin
ist am 22.und 23.September 2010
im Messezentrum Wien.

„Niedrigqualifizierte Jobs werden
kaum noch angeboten!“,

Dr. Johannes Kopf, Vorstand des Arbeitsmarktservice

Welche Rolle spielt das Personalmanagement in Zeiten wie diesen? So lautete die Kernfrage der diesjährigen 
Fachmesse Personal Austria, die im Krisenjahr 2009 einen Zuwachs an Ausstellern und Fachbesuchern verzeichnete. 
Gemeinsam mit der Professional Learning Austria zog die achte Fachmesse für Personalwesen 2.611 Besucher in ihren Bann.

B2KMU-KARRIERELEITER Redaktion: Reinhard A. Brunner E-Mail: r.brunner@lex-press.at
ALEXANDER KLAUS
44, Red Zac, startet ab 2010
als neuer Geschäftsführer für
Marketing, Einkauf und Vertrieb.
Zuletzt war Klaus als Director of
Sales & Marketing in der

Geschäftsleitung der Austrian Airlines Tochter
TraviAustria beschäftigt, wo er sich auch um
die Expansion in Nachbarmärkte und CEE
kümmerte.

DAMIANOS SOUMELIDIS
47, S&T Austria GmbH, wurde
zum Country Manager ernannt. In
dieser Funktion wird er die
Stärken des IT Dienstleistungs-
und Beratungsunternehmens

noch intensiver am Markt positionieren und
dieses auf Basis einer zukunftsorientierten
Kombination von Innovation und Wirtschaft-
lichkeit führen.

SIMONE OREMOVIC
36, mobilkom austria group, ist
neuer Head of Group-HR und
somit für alle internationalen
Personalagenden verantwortlich.
Gemeinsam mit ihrem kompe-

tenten Team kümmert sie sich nun um sämtli-
che strategischen Personalthemen wie zum
Beispiel Talent Management und Executive
Development.

CHRISTOPH LEITL
60, Präsident der WKO, begrüßt
den Beschluss des Justizaus-
schusses, der eine Anhebung der
Buchführungsgrenze vorsieht.
Dieser ist ein weiterer wichtiger

Schritt in Richtung Verwaltungsentlastung spe-
ziell für Kleinbetriebe und wird für tausende
Unternehmer eine spürbare Erleichterung brin-
gen.

ANDREAS SALCHER
48, Buchautor, wurde vom
Public Relations Verband Austria
die Auszeichnung „Kommuni-
kator des Jahres 2009“ verlie-
hen. Der Mitbegründer der Sir-

Karl-Popper-Schule und Unternehmensbera-
ter ist laut Jurybegründung zu Bildungsthemen
regelmäßig mit konstruktiven Stellungnahmen
in den Medien präsent.

VERA MEINL
23, AIGNER PR, verstärkt das
Team der Wiener PR-Agentur. Sie
betreut Kunden wie Monster
Worldwide und Dale Carnegie
und wird sich in Zukunft auch

um den Bereich Social Media kümmern. Meinl
studierte Publizistik & Kommunikationswis-
senschaften und verfügt über umfangreiches
Know-how im Bereich Web 2.0

MARTIN PANSY
37, sms.at mobile internet servi-
ces gmbh, freut sich über sein
zehnjähriges Firmenjubiläum.
Die sms.at-Community wird lau-
fend, speziell mit lokalem

Content, erweitert und liegt laut jüngster mar-
ketmind-Studie auf Platz 2 Österreichs belieb-
tester Social Network-Plattformen, verkündet
der Geschäftsführer stolz.

MIKE HORN
43, Forscher und Abenteurer,
wurde von Nestlé Nespresso
zum Botschafter der Nachhal-
tigkeitsplattform Ecolaboration™
von Nespresso ernannt. Der aus

Südafrika stammende Haudegen leitet zurzeit
die Pangaea Expedition, eine Weltumsegelung
in einem nachhaltig umweltfreundlichen Alu-
miniumboot.

Fotos: Telekom Austria/Wilke, Wolf Theiss, Red Zac,
willhaben internet service, mobilkom austria, sms.at,
Nespresso Ecolaboration™, s&t, Wirtschaftskammer Österreich,
PRVA/APA-OTS/Niko Formanek, AiGNER PR

PETER OBERLECHNER
50, WOLF THEISS, Partner und
Leiter der Praxisgruppe Real
Estate, wurde als erst zweiter
Österreicher in den exklusiven
Kreis der „Counselors of Real

Estate“ mit Sitz in Chicago aufgenommen.
Für Top-Berater ist dies eine der weltweit
höchsten Anerkennungen auf dem Immo-
biliensektor.

MARCO HARFMANN
40, Telekom Austria AG, über-
nimmt die Leitung des Privat-
kundenmarketing. Sein Ziel ist
es, Kunden mit einfach anzu-
wendenden Lösungen zu begeis-

tern und alle Produkte und Services der
Telekom Austria zu einem unverzichtbaren
Kommunikationsbestandteil zu machen, be-
schreibt Harfmann seine neue Aufgabe.

MERCEDES KRUTZ
29, willhaben.at, übernimmt nun
die Marketing-Leitung. In dieser
Position bringt die Kommuni-
kations-Expertin ihre bisherigen
Erfahrungen aus leitenden Funk-

tionen in der Mobilfunkbranche ein und ver-
antwortet den kontinuierlichen Ausbau der
marktführenden Position des Online-Anzei-
genportals.

Hochkonjunktur für HR: Krise
beschleunigt den Strukturwandel

„Wie präsentiere ich mich per-
fekt?“,„Wie wirke ich kompetent?“,
„Was ziehe ich bei wichtigen
Terminen an?“ und „Auf welche
Umgangsformen muss ich achten?“
– Diese und weitere Faktoren füh-
ren in den Seminaren von Ingrid
Chladek Schritt für Schritt zum
persönlichen Erfolg im Business.

Sie lernen, welchen Stellenwert
Farben, Kleidung, Körpersprache,
Umgangsformen und Ausstrahlung

für Ihren Erfolg, für Ihre Karriere
haben. Nützliche Tipps zu Dress-
codes, Kleidung in verschiedenen
Branchen, Do´s und Dont´s im
Business. Das Seminar richtet sich
an alle, die im Berufsleben stehen!

SEMINARTERMINE
� 12. Februar 2010, 15.00 – 18.30 Uhr
Dress for Success – Erfolgsfaktoren
für den perfekten Business-Auftritt
� 19. Februar 2010, 15.00 – 18.30 Uhr
Farben: Die Farbe als Erfolgsfaktor –
Wirkung und Symbolkraft von Farben
� 26. Februar 2010, 15.00 – 18.30 Uhr
Stil, Styling & Problemzonen: Wie
bringe ich meine Vorzüge optimal zur
Geltung

Mag. Ingrid Chladek
Tel. +43-(0)664-122 70 46

E-Mail: ingrid.chladek@dressforsuccess.at
www.dressforsuccess.at

KONTAKT

Wer erfolgreich sein will, muss auch so aussehen. Das richtige Business Outfit ist ein wichtiger Karriere-
Katalysator und entscheidet, ob weitere geschäftsanbahnende Gespräche zustande kommen.

Dress for Success. Optimales Image für Business-Frauen und -Männer.

Erfolg mit dem Business-Auftritt
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Autorin: Mag. Ingrid Chladek
Broschüren, Oktober 2009
Preis je Broschüre € 19,-
(inkl. 10% USt)
Nichtmitgliederpreis: € 25,-

Bei Bestellung beider Broschüren
Preis € 28,- anstatt € 38,-
(inkl. 10% USt)
für Lexpress-LeserInnen unter:
E redaktion@lex-press.at

DRESS FOR SUCCESS –
PERFEKT IM JOB

LITERATURTIPP:

Ratgeber für 
Business-Frauen und 

Business-Männer

Erfolg im Job hängt nicht nur von Fach-
wissen und Kompetenz ab, sondern auch
vom persönlichen Auftreten, von der Klei-
dung, von den Farben, von der Körper-
sprache und natürlich auch von guten Um-
gangsformen. Sie erhalten hier wertvolle
Tipps und Anregungen für Ihren perfekten
Auftritt im Job, im Büro, bei Terminen, bei
Veranstaltungen und auf Geschäftsreisen.
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